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A. Gegenstand
. Auftrag des Deutschen Bundestages

Mit Vorlage dieses Berichts kommt die Bundesregierung dem seit dem Jahr 1972 bestehenden, mehrfach modifi-
zierten Auftrag des Deutschen Bundestages nach, ihm iiber die Erfahrungen bei der Anwendung des Arbeitneh-
meriiberlassungsgesetzes zu berichten.

Bei der einstimmigen Annahme des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes am 21. Juni 1972 erteilte der Deutsche
Bundestag der Bundesregierung zundchst den Auftrag, ihm alle zwei Jahre iiber die Erfahrungen mit diesem Ge-
setz zu berichten. Dementsprechend hat die Bundesregierung dem Deutschen Bundestag Erfahrungsberichte im
Jahr 1974 (Bundestagsdrucksache 7/2385), im Jahr 1976 (Bundestagsdrucksache 7/5631), im Jahr 1978 (Bundes-
tagsdrucksache 8/2025) sowie im Jahr 1980 (Bundestagsdrucksache 8/4479) vorgelegt.

Anlésslich der Verabschiedung des Gesetzes zur Bekdmpfung der illegalen Beschéftigung (BillBG) am
12. November 1981 ersuchte der Deutsche Bundestag die Bundesregierung, ihm alle vier Jahre, erstmals zum
30. Juni 1984, iiber die Erfahrungen bei der Anwendung des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes zu berichten und
hierbei die bei der Anwendung des Gesetzes zur Bekdmpfung der illegalen Beschiftigung gewonnenen Erfahrun-
gen einzubeziechen. Entsprechend diesem Auftrag wurden dem Deutschen Bundestag weitere Berichte in den
Jahren 1984 (Bundestagsdrucksache 11/1934), 1988 (Bundestagsdrucksache 11/2639), 1992 (Bundestagsdruck-
sache 12/3180), 1996 (Bundestagsdrucksache 13/5498) und 2000 (Bundestagsdrucksache 14/4220) vorgelegt.

Da das Arbeitnehmeriiberlassungsgesetz durch das Erste Gesetz fiir moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt
vom 23. Dezember 2002 (BGBL. I S. 4607) grundlegend gedindert wurde, die wesentlichen Anderungen jedoch
erst zum 1. Januar 2004 wirksam wurden, hat der Deutsche Bundestag anlésslich der Verabschiedung des Ersten
Gesetzes fiir moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt am 14. November 2002 beschlossen (Bundestagsdruck-
sache 15/98), den Berichtszeitraum fiir den Zehnten Bericht der Bundesregierung um ein Jahr zu verléngern.

Mit dem Dritten Gesetz fiir moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 23. Dezember 2003 (BGBI. I
S. 2848) wurden die Verfolgungszustindigkeiten auf Bundesebene fiir die Bekdmpfung der Schwarzarbeit und
der illegalen Beschéiftigung bei den Behorden der Zollverwaltung gebiindelt. Vor diesem Hintergrund hat der
Deutsche Bundestag anlésslich der Verabschiedung des Dritten Gesetzes fiir moderne Dienstleistungen am Ar-
beitsmarkt am 15. Oktober 2003 beschlossen (Bundestagsdrucksache 15/1728), dass iiber die Erfahrungen mit
dem Recht der Arbeitnehmeriiberlassung nicht mehr zusammen mit den Erfahrungen bei der Bekdmpfung der
illegalen Beschéftigung und Schwarzarbeit berichtet werden soll. Die Bundesregierung wurde aufgefordert, die
Erfahrungen bei der Anwendung des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes sowie die Auswirkungen des Gesetzes
zur Bekdmpfung der illegalen Beschéiftigung in zwei getrennten Berichten darzulegen.

Demzufolge beziehen sich seitdem die Berichte zur Anwendung des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes auf die
legale Arbeitnehmeriiberlassung. Eine solche liegt vor, wenn ein Arbeitgeber (Verleiher) seine Arbeitnehmerin
(Leiharbeitnehmerin) oder seinen Arbeitnehmer (Leiharbeitnehmer) im Rahmen seiner wirtschaftlichen Tétigkeit
einem Dritten (Entleiher) zur Arbeitsleistung {iberldsst und im Besitz der Erlaubnis zur Arbeitnehmeriiberlassung
ist oder die Arbeitnehmeriiberlassung erlaubnisfrei ist. Die illegale Arbeitnehmeriiberlassung ist Gegenstand der
Berichte zur Bekdmpfung der illegalen Beschiftigung, zuletzt des Zwolften Bericht der Bundesregierung iiber die
Auswirkungen des Gesetzes zur Bekdmpfung der illegalen Beschiftigung (Bundestagsdrucksache 17/14800).

Der Zehnte Bericht der Bundesregierung liber Erfahrungen bei der Anwendung des Arbeitnehmeriiberlassungsge-
setzes wurde dem Deutschen Bundestag mit Schreiben des damaligen Bundesministeriums fiir Wirtschaft und
Arbeit vom 28. September 2005 zugeleitet (Bundestagsdrucksache 15/6008). Mit Schreiben des Bundesministe-
riums flir Arbeit und Soziales vom 13. Januar 2010 wurde der elfte Bericht der Bundesregierung dem Deutschen
Bundestag vorgelegt (Bundestagsdrucksache 17/464).

Il. Ziel des Berichts

Entsprechend dem Auftrag des Deutschen Bundestages berichtet die Bundesregierung im vorliegenden Bericht
iiber die Entwicklung der legalen Arbeitnehmeriiberlassung im Zeitraum 2009 bis 2012.

Das Arbeitnehmeriiberlassungsgesetz (AUG) dient sowohl dem Schutz der Leiharbeitnehmerinnen und Leihar-
beitnehmer als auch dem Schutz der Entleiher vor unzuverlédssigen Verleihern. Mit der Reform des Arbeitneh-
meriiberlassungsgesetzes durch das Erste Gesetz fiir moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt wurde die Ziel-
setzung verfolgt, vorhandene Beschéftigungspotentiale fiir die zusitzliche Beschiftigung von arbeitslosen Frauen
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und Minnern zu erschlieen und die gesellschaftliche Akzeptanz und die Qualitdt des Rechtsinstituts der Zeitar-
beit zu steigern. Das Erste Gesetz zur Anderung des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes zielte auf eine Stirkung
der Stellung von Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer und die Verhinderung von Missbrauch der Ar-
beitnehmeriiberlassung. Diesen gesetzgeberischen Zielen entsprechend ist dieser Bericht in seinem Schwerpunkt
auf die Fragen ausgerichtet, inwieweit die Entwicklungen im Bereich der Arbeitnehmeriiberlassung dem spezifi-
schen Schutzbediirfnis der Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer Rechnung tragen und Auswirkungen
auf den Arbeitsmarkt haben.

B. Grundlagen
. Beitrdge zum Bericht

Der Bericht beriicksichtigt Beitrdge der Bundeslédnder und Stellungnahmen des Deutschen Gewerkschaftsbundes
(DGB), der Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt (IG BAU), der Bundesvereinigung der Deutschen Ar-
beitgeberverbinde e.V. (BDA), des Bundesarbeitgeberverbandes der Personaldienstleister e.V. (BAP), des Inte-
ressenverbandes Deutscher Zeitarbeitsunternehmen e.V. (IGZ), des Deutschen Industrie- und Handelskammerta-
ges (DIHK), des Zentralverbandes des Deutschen Baugewerbes e.V. (ZDB), des Hauptverbandes der Deutschen
Bauindustrie e.V. (HDB), der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbédnde (VKA) sowie der Spitzenorga-
nisationen der Sozialversicherung. Eine weitere wichtige Grundlage bei der Erstellung des Berichts war der Bei-
trag der Bundesagentur fiir Arbeit (BA), die fiir die Durchfiihrung des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes zustén-
dig ist (§ 17 Absatz 1 AUG).

Il. Datengrundlagen

Verleiher mit einer Erlaubnis zur Arbeitnehmeriiberlassung — also auch diejenigen, deren Betriebszweck nicht
ausschlieBlich oder iiberwiegend die Arbeitnehmeriiberlassung ist — sind gemiB § 8 AUG verpflichtet, zweimal
jéhrlich mittels zweier Vordrucke dem Statistischen Zentralen Meldedienst der Bundesagentur fiir Arbeit statisti-
sche Meldungen zu erstatten. Die Statistik der Bundesagentur fiir Arbeit verdffentlicht die Ergebnisse halbjéhr-
lich in der Reihe ,,Arbeitsmarkt in Zahlen - Arbeitnehmeriiberlassung* unter dem Titel ,,Leiharbeitnehmer und
Verleihbetriebe®. Berichtszeitraum ist die Zeitspanne vom 1. Januar bis 30. Juni beziehungsweise vom 1. Juli bis
31. Dezember.

In der halbjdhrlichen Statistik werden zum einen die Bestandszahlen am Monatsende erfasst, das heif3t die Zahl
der zu diesem Zeitpunkt von den Verleihern beschiftigten Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer (Perso-
nenkonzept). Dariiber hinaus werden die Zu- und Abgénge im Laufe des Kalenderhalbjahres dargestellt. Dabei ist
zu beachten, dass bei den Zugingen nur Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer erfasst werden, die ein
Beschiftigungsverhéltnis mit einem Verleiher begriinden. Bei den Abgingen werden hingegen alle in dem Ka-
lenderhalbjahr beendeten Leiharbeitsverhéltnisse betrachtet. Zu beachten ist auch, dass Zu- und Abgénge nach
dem Fallkonzept erhoben werden, das heif3t, begriindet und beendet eine Leiharbeitnehmerin oder ein Leiharbeit-
nehmer innerhalb eines Kalenderhalbjahres mehrfach ein Leiharbeitsverhiltnis, wird jede dieser Bewegungen
gesondert erfasst (Ausnahme: Wiedereinstellung bei demselben Verleiher).

Das interne Personal der Verleiher, wie beispielsweise deren Personaldisponenten, ist in dieser Statistik nicht
enthalten.

lll. Literatur

Fiir den Bericht wurden insbesondere die Kurzberichte des Instituts fiir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der
Bundesagentur fiir Arbeit Nr. 13/2010 ,,Zumindest ein schmaler Steg* und Nr. 2/2013 ,,Zusétzliche Jobs, aber
auch Verdrangung® sowie die Broschiire der Bundesagentur fiir Arbeit ,,Zeitarbeit in Deutschland - Aktuelle
Entwicklungen® (Stand Juli 2013) ausgewertet.
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C. Rechtliche Entwicklungen im Berichtszeitraum
I. Europarechtliche Einfliisse
1. Richtlinie tiber Leiharbeit

Die Richtlinie 2008/104/EG des Européischen Parlamentes und des Rates vom 19. November 2008 iiber Leihar-
beit (Leiharbeitsrichtlinie) ist am 5. Dezember 2008 in Kraft getreten. Sie bildet den Schlussstein eines Pakets
von drei Richtlinien, die dem Schutz von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern in atypischen Beschiftigungs-
verhiltnissen dienen. Die beiden EG-Richtlinien iiber Teilzeitarbeit und befristete Arbeitsvertrige waren bereits
zuvor in den Jahren 1997 und 1999 verabschiedet und mit dem Teilzeit- und Befristungsgesetz im Jahr 2001 in
deutsches Recht umgesetzt worden.

Ziel der Leiharbeitsrichtlinie ist es, fiir den Schutz der Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer zu sorgen
und die Qualitit der Zeitarbeit zu verbessern, indem die Einhaltung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von
Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmern mit der Stammbelegschaft gesichert wird, und die Verleiher als
Arbeitgeber anerkannt werden, wobei zu beriicksichtigen ist, dass ein angemessener Rahmen fiir den Einsatz von
Zeitarbeit festgelegt werden muss, um wirksam zur Schaffung von Arbeitspldtzen und zur Entwicklung flexibler
Arbeitsformen beizutragen (Artikel 2 der Leiharbeitsrichtlinie).

Die Leiharbeitsrichtlinie wurde von der Bundesrepublik Deutschland mit dem Ersten Gesetz zur Anderung des
Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes - Verhinderung von Missbrauch der Arbeitnehmeriiberlassung vom 28. April
2011 (BGBL. I S. 642) fristgemdl in deutsches Recht umgesetzt. Der Anpassungsbedarf war gering. Schon bei
der Reform des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes im Rahmen des Ersten Gesetzes fiir moderne Dienstleistun-
gen am Arbeitsmarkt vom 23. Dezember 2002 (BGBL. I S. 4607) war der Richtlinienentwurf der Europiischen
Kommission insbesondere der in Artikel 5 Absatz 1 der Richtlinie geregelte Gleichbehandlungsgrundsatz bertick-
sichtigt worden.

2. Volle Arbeitnehmerfreiziigigkeit fiir die Mittel- und Osteuropaischen (MOE)-8-Staaten zum
1. Mai 2011 und die EU-2-Staaten zum 1. Januar 2014

Am 1. Mai 2004 sind die Tschechische Republik, Estland, Zypern, Lettland, Litauen, Malta, Ungarn, Polen, Slo-
wenien und die Slowakische Republik, am 1. Januar 2007 Bulgarien und Ruménien der Europidischen Union
beigetreten. Die EU-Mitgliedstaaten konnten im Rahmen eines flexiblen Modells (,,2+3+2* Jahre, maximal
7 Jahre) von Ubergangsregelungen im Bereich der Arbeitnehmerfreiziigigkeit fiir Staatsangehdrige der Beitritts-
staaten (mit Ausnahme von Malta und Zypern) Gebrauch machen. Deutschland und Osterreich konnten nach den
Beitrittsvertrdgen zudem die Entsendung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Rahmen der Erbringung
einer grenziiberschreitenden Dienstleistung beschranken. Diese Beschrankungsmoglichkeit galt allerdings nur fiir
bestimmte Wirtschaftssektoren, im Falle Deutschlands fiir das Baugewerbe, die Gebdudereinigung und die In-
nendekoration. Natiirliche Personen konnten die Dienstleistungsfreiheit auch in den oben genannten Sektoren in
Anspruch nehmen, soweit sie die Dienstleistung selbst erbrachten und kein weiteres Personal einsetzten.

Deutschland hat die Ubergangsregelungen fiir die am 1. Mai 2004 beigetretenen Staaten einschlieBlich der Ein-
schrinkungen der Dienstleistungsfreiheit in voller Linge in Anspruch genommen. Dabei erfolgten aber in den
verschiedenen Phasen schrittweise Zugangserleichterungen, insbesondere fiir qualifizierte Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer.

Soweit Staatsangehorige der MOE-8-Staaten noch einer Arbeitserlaubnis-EU bedurften, konnten sie nicht als
Leiharbeitnehmerinnen oder Leiharbeitnehmer in Deutschland eingesetzt werden. Diese Genehmigung konnte
nach § 6 Absatz 1 Nummer 2 der Arbeitsgenehmigungsverordnung nicht erteilt werden, wenn die Unionsbiirgerin
oder der Unionsbiirger als Leiharbeitnehmerin oder Leiharbeitnehmer nach § 1 Absatz 1 AUG titig werden soll-
te.

Seit dem 1. Mai 2011 gelten die Arbeitnehmerfreiziigigkeit und die Dienstleistungsfreiheit uneingeschrénkt auch
fiir die zum 1. Mai 2004 beigetretenen Mittel- und Osteuropédischen Mitgliedstaaten. Leiharbeitnehmerinnen und
Leiharbeitnehmer aus diesen Mitgliedsstaaten konnen seitdem sowohl bei inldndischen Verleihern beschiftigt, als
auch von den neuen Mitgliedsstaaten aus grenziiberschreitend an einen Entleiher in Deutschland iiberlassen wer-
den.
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Die Ubergangsregelungen fiir Bulgarien und Ruminien wurden Ende 2011 letztmalig bis zum 31. Dezember
2013 verldangert. Aber auch hier bestanden vielfdltige Zugangserleichterungen. Keine Arbeitsgenehmigung-EU
benotigten danach:

—  Fachkrifte mit akademischer Ausbildung, die eine der Hochschulausbildung entsprechende Beschiftigung
aufnehmen,

—  Personen, die in Deutschland eine betriebliche Berufsausbildung in einem staatlich anerkannten oder ver-
gleichbar geregelten Ausbildungsberuf beginnen und

—  Saisonarbeitskrifte, die flir bis zu sechs Monate Saisontétigkeiten ausiiben.

Fiir Beschiftigungen in den Berufen, die eine qualifizierte Berufsausbildung voraussetzen, benétigten ruménische
und bulgarische Facharbeiterinnen und Facharbeiter zwar noch immer eine Arbeitsgenehmigung-EU, diese wurde
aber ohne Vorrangpriifung erteilt.

Bei ruménischen und bulgarischen Unionsbiirgerinnen und Unionsbiirgern war im Berichtszeitraum eine Be-
schiftigung als Leiharbeitnehmerin oder Leiharbeitnehmer nicht moglich, wenn die Beschiftigung noch einer
Arbeitserlaubnis-EU bedurfte. Dies galt sowohl fiir die Beschiftigung bei einem inléndischen Verleiher als auch
fiir den grenziiberschreitenden Verleih nach Deutschland. Dass auch der grenziiberschreitende Verleih von den
Ubergangsbestimmungen der Beitrittsvertriige zur Arbeitnehmerfreiziigigkeit erfasst wurde, hat der Europiische
Gerichtshof im Jahr 2011 klargestellt (EuGH, Urteil vom 10. Februar 2011, C-307/09 Vicoplus).

3. Ubergangsbestimmungen zur Arbeitnehmerfreiziigigkeit fiir Staatsangehérige der Republik
Kroatien

Seit dem 1. Juli 2013 ist Kroatien der 28. Mitgliedstaat der Europédischen Union. Die Bundesrepublik Deutsch-
land wendet gemiB dem Beitrittsvertrag Ubergangsbestimmungen fiir die Arbeitnehmerfreiziigigkeit und die
Dienstleistungsfreiheit an. Staatsangehorige der Republik Kroatien bediirfen daher grundsitzlich fiir die Aufnah-
me einer Beschiftigung einer Arbeitsgenehmigung-EU. Es gelten jedoch dieselben Zugangserleichterungen fiir
Akademiker, Auszubildende, Saisonarbeitskrifte und qualifizierte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wie sie
fiir Staatsangehorige aus Bulgarien und Ruménien bis zum 31. Dezember 2013 galten (vgl. Ziffer 2). Eine Be-
schiftigung als Leiharbeitnehmerin oder Leiharbeitnehmer ist nicht mdglich, solange die Beschiftigung noch
einer Arbeitserlaubnis-EU bedarf.

Il. Entwicklungen im deutschen Recht

Das Recht der Arbeitnehmeriiberlassung hat im Berichtszeitraum insbesondere durch das Erste Gesetz zur Ande-
rung des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes - Verhinderung von Missbrauch der Arbeitnehmeriiberlassung
(BGBL 12011 S. 642) wie auch durch weitere gesetzliche Regelungen und nicht zuletzt durch tarifvertragliche
Vereinbarungen erhebliche Anderungen erfahren.

1. Anderungen durch das Erste Gesetz zur Anderung des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes
vom 28. April. 2011

Ziel des Ersten Gesetzes zur Anderung des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes (in Kraft getreten am 1. Dezember
2011, BGBIL. I S. 642) war es, die Stellung der Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer zu stirken und
Missbrauch der Arbeitnehmeriiberlassung zu verhindern. Gleichzeitig sollten die Flexibilitdt des arbeitsmarktpo-
litischen Instrumentes der Arbeitnehmeriiberlassung und ihre positiven Beschéftigungseffekte erhalten bleiben.
Das Gesetz diente der Umsetzung der Leiharbeitsrichtlinie in das deutsche Recht.

a) Anpassung des Anwendungsbereiches des Arbeithehmeriiberlassungsgesetzes

Im Zuge der Umsetzung der Leiharbeitsrichtlinie wurde der Anwendungsbereich des AUG angepasst. Dies war
notwendig, da Artikel 1 Absatz 2 der Leiharbeitsrichtlinie alle 6ffentlichen und privaten Leiharbeitsunternehmen
erfasst, die eine wirtschaftliche Téatigkeit ausiiben, unabhingig davon, ob sie Erwerbszwecke verfolgen oder
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nicht. Daher stellt § 1 AUG fiir die Erlaubnispflicht der Arbeitnehmeriiberlassung nunmehr darauf ab, ob eine
wirtschaftliche Tatigkeit ausgeiibt wird. Auf die GewerbsméfBigkeit der Arbeitnehmeriiberlassung im Sinne des
Gewerberechts kommt es nicht mehr an.

Die Leiharbeitsrichtlinie bezeichnet als einen Leiharbeitnehmer im Sinne der Richtlinie einen Arbeitnehmer, der
mit einem Leiharbeitsunternehmen einen Arbeitsvertrag geschlossen hat oder ein Beschéftigungsverhiltnis ein-
gegangen ist, um einem entleihenden Unternehmen iiberlassen zu werden und dort voriibergehend unter deren
Aufsicht und Leitung zu arbeiten (Artikel 1 Absatz 1, Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe c). Der deutsche Gesetzgeber
hat diese Terminologie mit der Einfiigung des Satzes 2 in § 1 Absatz 1 AUG iibernommen (,,Die Uberlassung
von Arbeitnehmern an Entleiher erfolgt voriibergehend.*). Auf genau bestimmte Hochstiiberlassungsfristen wur-
de hierbei verzichtet.

Das Bundesarbeitsgericht (BAG) hat in einem ersten Beschluss vom 10. Juli 2013 entschieden, dass die Bestim-
mung des § 1 Absatz 1 Satz 2 AUG nicht lediglich einen unverbindlichen Programmsatz darstellt, sondern die
nicht nur voriibergehende Arbeitnehmeriiberlassung untersagt (Beschluss vom 10. Juli 2013 - Az. 7 ABR 91/11).
In einer weiteren Entscheidung vom 10. Dezember 2013 hat das BAG entschieden, dass zwischen einem Leihar-
beitnehmer und einem Entleiher kein Arbeitsverhéltnis zustande kommt, wenn der Einsatz entgegen § 1 Absatz 1
Satz 2 AUG nicht nur voriibergehend erfolgt. Angesichts der Vielzahl mdglicher Sanktionen obliege deren Aus-
wahl dem Gesetzgeber und nicht den Gerichten fiir Arbeitssachen (Pressemitteilung des BAG Nr. 73/13 zum
Urteil vom 10. Dezember 2013 - 9 AZR 51/13).

Die entsprechend der Leiharbeitsrichtlinie vorgenommene Erweiterung des Anwendungsbereiches auf wirtschaft-
liche Titigkeiten und Ergéinzung des § 1 Absatz 1 Satz 2 AUG sowie die hierzu ergangene Rechtsprechung be-
griinden teilweise Rechtsunsicherheiten. Dies betrifft etwa Mechanismen, mit denen &ffentlich-rechtliche Ge-
bietskdrperschaften bei Aufgabenverlagerungen auf Dritte zum Schutz der betroffenen Arbeitnehmer die Fortset-
zung des bestehenden Arbeitsverhiltnisses und damit der bislang tarifvertraglich vereinbarten Arbeitsbedingun-
gen gewahrleisten.

Vor dem Hintergrund der Ausweitung des Anwendungsbereiches des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes in § 1
wurde die Arbeitnehmeriiberlassung zwischen Arbeitgebern, sofern sie nur gelegentlich erfolgt und der Arbeit-
nehmer nicht zum Zweck der Uberlassung eingestellt und beschiiftigt wird, vom Anwendungsbereich ausge-
nommen (§ 1 Absatz 3 Nummer 2a AUG). Damit werden einzelne Uberlassungsfille, wie zum Beispiel die gele-
gentlich auftretende Uberlassung an ein Unternehmen zur Abdeckung eines kurzfristigen Spitzenbedarfs durch
Handwerksbetriebe oder steuerbegiinstigte (z.B. gemeinniitzige oder mildtitige) Korperschaften, privilegiert.
Eine Erlaubnis zur Arbeitnehmeriiberlassung ist in diesen Féllen nicht erforderlich.

Eine weitere Anderung wurde bei der konzerninternen Arbeitnehmeriiberlassung vorgenommen. Diese ist seit
dem 1. Dezember 2011 nur dann nicht erlaubnispflichtig, wenn der Arbeitnehmer nicht zum Zweck der Uberlas-
sung eingestellt und beschiftigt wird (§ 1 Absatz 3 Nummer 2 AUG). Diese Anderung war notwendig, da das
Merkmal voriibergehend nicht mehr als entscheidendes Abgrenzungskriterium herangezogen werden konnte. Die
Formulierung ,,nicht zum Zweck der Uberlassung eingestellt und beschiftigt stellt sicher, dass es nicht allein auf
den bei Abschluss des Arbeitsvertrages festgelegten Vertragsinhalt ankommt, sondern auch darauf, dass die Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer nicht spiter zum Zweck der Uberlassung beschiftigt werden.

b) Streichung der 6-Wochen-Regelung (§ 3 Absatz 1 Nummer 3 AUG)

Die Regelung, nach der in den ersten sechs Wochen der Beschiftigung vom Gleichbehandlungsgrundsatz abge-
wichen werden konnte, wenn der Leiharbeitnehmer zuvor arbeitslos war, wurde ersatzlos gestrichen. Damit wur-
den die Rechte der Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmern gestdrkt. Ein Festhalten an dieser Vorschrift
wire auch im Hinblick auf die EU-Leiharbeitsrichtlinie nicht ohne Weiteres moglich gewesen. Bei der Arbeit-
nehmeriiberlassung handelt es sich in der Regel um sozialversicherungspflichtige Beschéftigung und nicht um
offentlich geforderte Ausbildungs-, Eingliederungs- und Umschulungsmafinahmen, welche die Mitgliedstaaten
von der Richtlinie ausnehmen kénnen. Die Regelung wurde im Ubrigen nach Angaben der Bundesagentur fiir
Arbeit in der Praxis, wenn iiberhaupt, nur in einem sehr geringen Umfang genutzt.

c) Sogenannte Drehtiirklausel

Im Jahr 2009 wurde iiber die Medien ein Fall bekannt, bei dem die Arbeitnehmeriiberlassung als Instrument ge-
nutzt wurde, um Personalkosten zulasten der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu senken. Arbeitnehmerinnen und
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Arbeitnehmer sollten in diesem konkreten Fall entlassen, und als Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer
nach den Arbeits- und Beschéftigungsbedingungen eines Tarifvertrages der Zeitarbeit wieder bei ihrem ehemali-
gen Arbeitgeber eingesetzt werden.

Als Reaktion hat der Gesetzgeber auf der Grundlage eines Gesetzentwurfs der Bundesregierung die sogenannte
Drehtiirklausel in das Arbeitnehmeriiberlassungsgesetz aufgenommen, um einen Missbrauch der Arbeitnehmer-
iiberlassung zur Absenkung von Arbeitsbedingungen zu unterbinden (§ 3 Absatz 1 Nummer 3 a. E., § 9 Num-
mer 2 a. E. AUG). Die Drehtiirklausel untersagt die Mdglichkeit, vom Gleichbehandlungsgrundsatz durch Tarif-
vertrag in den Féllen abzuweichen, in denen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer entlassen oder nicht weiter
beschéftigt werden, aber umgehend als Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer wieder in ihrem ehemali-
gen Unternehmen oder einem anderen Unternehmen desselben Konzerns eingesetzt werden sollen.

Die Tarifpartner in der Zeitarbeitsbranche hatten umgehend mit der Anpassung ihrer Tarifvertrige reagiert, um
diesen Missbrauch der Arbeitnehmeriiberlassung zu verhindern. Dennoch bedurfte es einer gesetzlichen Rege-
lung, da nur mit dieser alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer vor Missbrauch der Arbeitnehmeriiberlassung
geschiitzt werden konnen.

d) Regelung zur Festsetzung einer Lohnuntergrenze in der Arbeitnehmeriiberlassung

Mit dem Ersten Gesetz zur Anderung des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes wurde 2011 in § 3a AUG die Mog-
lichkeit geschaffen, auf Vorschlag von Tarifvertragsparteien der Zeitarbeit eine Lohnuntergrenze in der Arbeit-
nehmeriiberlassung festzusetzen. Zugleich wurden in § 10 Absatz 4 und 5 klargestellt, dass in verleihfreien und
Verleihzeiten mindestens das in einer Lohnuntergrenzenverordnung festgesetzte Mindeststundenentgelt zu zahlen
ist. Diese Lohnuntergrenze gilt fiir alle Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer, auch wenn sie von einem
Verleiher mit Sitz im Ausland grenziiberschreitend nach Deutschland iiberlassen werden. Werden Tarifvertrige
angewendet, die eine Vergiitung unterhalb einer festgesetzten Lohnuntergrenze regeln, so gilt ein Anspruch auf
»~Equal Pay* (d.h. auf gleiche Bezahlung im Sinne von Entgeltgleichheit von Leiharbeitnehmerinnen und Leihar-
beitnehmern mit den vergleichbaren Stammarbeitskréaften im Entleihbetrieb).

e) Informationspflicht liber zu besetzende Arbeitsplatze

Entsprechend der Vorgabe der Leiharbeitsrichtlinie wurde eine Informationspflicht des Entleihers {iber zu beset-
zende Arbeitsplitze beim Entleiher in das Arbeitnehmeriiberlassungsgesetz aufgenommen (§ 13a AUG). Die
Information kann durch allgemeine Bekanntgabe an geeigneter, den Leiharbeitskréften zugénglicher Stelle im
Betrieb und Unternehmen des Entleihers erfolgen. Mit dieser Regelung sollen Leiharbeitnehmerinnen und Leih-
arbeitnehmer unterstiitzt werden, in die Stammbelegschaft iibernommen zu werden. Leiharbeitnehmerinnen und
Leiharbeitnehmer, die bei einem Entleiher eingesetzt sind, sollen die gleichen Mdglichkeiten auf ein Beschéfti-
gungsverhéltnis beim Entleiher haben wie die Stammbeschéftigten des Entleihers. Die Nichtbeachtung der In-
formationspflicht kann gegeniiber dem Entleiher als Ordnungswidrigkeit verfolgt und geahndet werden (§ 16
Absatz 1 Nummer 9 AUG).

f) Zugang zu Gemeinschaftseinrichtungen oder -diensten

Entsprechend der Vorgabe der Leiharbeitsrichtlinie wurde in das Arbeitnehmeriiberlassungsgesetz eine Vor-
schrift eingefligt, die den Entleiher verpflichtet, den Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmern Zugang zu
den Gemeinschaftseinrichtungen oder -diensten im Unternehmen unter den gleichen Bedingungen wie vergleich-
baren Arbeitnehmern des Entleihers zu gewihren (§ 13b AUG). Zu den Gemeinschaftseinrichtungen oder -
diensten gehoren insbesondere Kinderbetreuungseinrichtungen, die Gemeinschaftsverpflegung und vom Entlei-
her zur Verfiigung gestellte Beforderungsmittel. Ausnahmen von diesem Anspruch der Leiharbeitnehmerinnen
und Leiharbeitnehmer sind nur aus sachlichen Griinden gerechtfertigt. Sofern der Entleiher den Zugang nicht
gewihrt, kann sein Verhalten als Ordnungswidrigkeit verfolgt und geahndet werden (§ 16 Absatz 1 Nummer 10
AUG).
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g) Sanktion bei Nichtgewdhrung von wesentlichen Arbeitsbedingungen

Mit § 16 Absatz 1 Nummer 7a AUG wurde ein neuer Ordnungswidrigkeitentatbestand eingefiigt. Nunmehr kon-
nen Fille geahndet werden, in denen der Verleiher seinen Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmern nicht
die wesentlichen Arbeitsbedingungen nach dem Gleichstellungsgrundsatz bzw. einem anwendbaren Tarifvertrag
gewihrt. Mit dieser Ordnungswidrigkeit wurde eine weitere Sanktionsmdglichkeit im Arbeitnehmeriiberlas-
sungsgesetz aufgenommen, wenn der Verleiher nicht seinen arbeitsrechtlichen Pflichten nachkommt. Aus Griin-
den der VerhéltnismaBigkeit kann nicht jeder Verstofl gegen die arbeitsrechtlichen Pflichten des Verleihers zum
Entzug der Erlaubnis fithren. Die neue Ordnungswidrigkeit bietet somit mehr Einzelfallgerechtigkeit und einen
besseren Schutz fiir Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer.

h) Verbot von Vereinbarungen iiber die Zahlung einer Vermittlungsvergiitung durch die Ar-
beitnehmerin/den Arbeithehmer

Im Rahmen der Umsetzung der EU-Leiharbeitsrichtlinie wurde im Ubrigen klargestellt, dass Vereinbarungen,
nach denen die Leiharbeitnehmerin oder der Leiharbeitnehmer eine Vermittlungsvergiitung an den Verleiher zu
zahlen hat, unwirksam sind (§ 9 Nummer 5 AUG). Dies entsprach bereits vor Inkrafttreten des Ersten Gesetzes
zur Anderung des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes der gingigen Praxis in Deutschland und hatte insoweit
keine groen Auswirkungen auf die Zeitarbeitsbranche.

2. Anderungen durch das Gesetz zur Anderung des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes und
des Schwarzarbeitsbekampfungsgesetzes vom 20. Juli 2011

Die Einhaltung der mit einer Rechtsverordnung festgesetzten Lohnuntergrenze in der Arbeitnehmeriiberlassung
bedarf in der Praxis einer effektiven Kontrolle. Mit dem Gesetz zur Anderung des Arbeitnehmeriiberlassungsge-
setzes und des Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetzes (Inkrafttreten am 30. Juli 2011, BGBL I S. 1506) wurden die
entsprechenden Kontrollbefugnisse geregelt. Mit der Kontrolle der Einhaltung der Lohnuntergrenze wurden die
Behorden der Zollverwaltung beauftragt. Fiir diese Aufgabe wurden die aus dem Bereich des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes bewihrten Kontroll- und Sanktionsinstrumentarien in das Arbeitnehmeriiberlassungsgesetz
iibertragen.

Um die effektive Durchsetzung der Lohnuntergrenze zu gewihrleisten, wurde im § 16 Absatz 1 Nummer 7b
AUG bei Nichtzahlung eines als Lohnuntergrenze festgesetzten Mindeststundenentgelts ein neuer Ordnungs-
widrigkeitentatbestand eingefiigt; die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbufle bis zu 500 000 Euro geahndet
werden. Damit wurde der Bulgeldrahmen des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes erheblich ausgeweitet.

Im Ubrigen bleibt die Bundesagentur fir Arbeit fir die Durchfiihrung des Arbeitnehmertiberlassungsgesetzes
zustiandig (§ 17 Absatz 1 AUG). Wesentliche Aufgabe der Bundesagentur fiir Arbeit ist die Erteilung und Ver-
langerung von Erlaubnissen zur Arbeitnehmeriiberlassung sowie deren Widerruf oder Riicknahme.

3. Erste Verordnung iiber eine Lohnuntergrenze in der Arbeitnehmeriiberlassung

Tarifvertragsparteien der Zeitarbeit haben die Moglichkeit fiir die Einfiihrung einer Lohnuntergrenze in der Ar-
beitnehmeriiberlassung aufgegriffen und beim Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales einen Antrag auf Fest-
setzung einer Lohnuntergrenze gestellt. Die Erste Verordnung iiber eine Lohnuntergrenze in der Arbeitnehmer-
iiberlassung vom 21. Dezember 2011 (BAnz. Nr. 195 S. 4608) setzte eine Lohnuntergrenze fiir die Zeit vom 1.
Januar 2012 bis zum 31. Oktober 2013 in der Zeitarbeit fest. Mit Inkrafttreten sah die Verordnung Mindeststun-
denentgelte im Tarifgebiet Ost von 7,01 Euro und im Tarifgebiet West von 7,89 Euro vor. Zum 1. November
2012 erhohten sich die Mindeststundenentgelte im Tarifgebiet Ost auf 7,50 Euro und im Tarifgebiet West auf
8,19 Euro. Sofern in den Stellungnahmen fiir den zwdlften AUG-Bericht auf die Lohnuntergrenze eingegangen
wurde, fielen die Bewertungen durchweg positiv aus.

Tarifvertragsparteien der Zeitarbeitsbranche haben sich am 17. September 2013 auf bessere Arbeitsbedingungen
fiir Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer, insbesondere auf den Abschluss eines Mindestlohntarifvertra-
ges verstiandigt. Diese Einigung ermoglicht eine Fortsetzung der Lohnuntergrenze in der Arbeitnehmeriiberlas-
sung. Ab 1. Januar 2014 ist entsprechend der Einigung eine Lohnsteigerung von 8,19 Euro auf 8,50 Euro im
Westen und von 7,50 Euro auf 7,86 Euro im Osten vorgesehen. Eine weitere Anpassung der Lohne ist zum
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1. April 2015 auf 8,80 Euro (West) und 8,20 Euro (Ost) und zum 1. Juni 2016 auf dann 9,00 Euro (West) und
8,50 Euro (Ost) in der untersten Entgeltgruppe vorgesehen.

4. Kurzarbeitergeld fiir Leiharbeithehmerinnen und Leiharbeitnehmer

Die Zahlung von Kurzarbeitergeld an Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer ist grundsétzlich nicht mog-
lich. Nach § 11 Absatz 4 Satz 2 AUG tragen die Verleiher das Beschiftigungsrisiko und sind auch in
verleihfreien Zeiten zur Lohnzahlung verpflichtet. Dieser Anspruch ist nach § 11 Absatz 4 Satz 2 AUG unab-
dingbar.

Im Zusammenhang mit der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/2009 wurde die Moglichkeit von Kurzar-
beit in der Arbeitnehmeriiberlassung durch das Gesetz zur Sicherung von Beschéftigung und Stabilitit in
Deutschland vom 2. Mérz 2009 (BGBI. I S. 419) zunéchst fiir einen Zeitraum bis zum 31. Dezember 2010 ge-
schaffen. Der § 11 Absatz 4 AUG wurde durch eine Formulierung erginzt, nach der das Recht des Leiharbeit-
nehmers auf Vergiitung bei Zahlung von Kurzarbeitergeld aufgehoben werden konnte (§ 11 Absatz 4 Satz 3
AUG). Der Gesetzgeber hat damit schnell auf die Finanz- und Wirtschaftskrise reagiert und die Mdglichkeit ge-
schaffen, in der Krise bei vorilibergehenden Auftragseinbriichen auch an Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeit-
nehmer zur Vermeidung von Entlassungen Kurzarbeitergeld zu zahlen.

In Folge der andauernden Wirtschaftskrise wurde die Moglichkeit zur Einfithrung von Kurzarbeit durch das Ge-
setz fiir bessere Beschiftigungschancen am Arbeitsmarkt (Beschéftigungschancengesetz) vom 24. Oktober 2010
(BGBI. I S. 1417) bis zum 31. Mérz 2012 verlidngert. Aufgrund der guten wirtschaftlichen Entwicklung in der
darauf folgenden Zeit war eine Geltung der Sonderregelung zum Kurzarbeitergeld {iber das Jahr 2011 hinaus
nicht mehr ndtig. Mit dem Gesetz zur Verbesserung der Eingliederungschancen am Arbeitsmarkt vom 20. De-
zember 2011 (BGBI. I S. 2854) wurde die Sonderregelung des § 11 Absatz 4 Satz 3 AUG daher bis zum 31. De-
zember 2011 befristet.

lll. Tarifvertrage
1. Allgemeines

Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmern sind fiir die Zeit der Uberlassung grundsitzlich dieselben wesent-
lichen Arbeitsbedingungen einschlieBlich des Arbeitsentgeltes wie vergleichbaren Arbeitnehmern zu gewihren
(§ 10 Absatz 4 AUG). Durch einen Tarifvertrag kann hiervon nach MaBgabe des § 3 Absatz 1 Nummer 3 Satz 2
AUG abgewichen werden. Untere Grenze ist jedoch seit 1. Januar 2012 nach der Neuregelung des § 3 Absatz 1
Nummer 3 AUG eine nach MaBgabe des § 3a AUG festgesetzte Lohnuntergrenze, von der auch nicht durch Ta-
rifvertrdge abgewichen werden kann.

Von der Tarifoffnungsklausel des § 3 Absatz 1 Nummer 3 AUG wurde nahezu flichendeckend Gebrauch ge-
macht. Es bestanden im Berichtszeitraum insbesondere folgende branchenweiten Tarifvertriage:

—  Tarifvertrage der Tarifgemeinschaft Zeitarbeit des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) mit den Zeitar-
beitsverbédnden Bundesarbeitgeberverband der Personaldienstleister e. V. (BAP, Rechtsnachfolger des Bun-
desverbandes Zeitarbeit Personal-Dienstleistungen e.V.) und dem Interessenverband Deutscher Zeitarbeits-
unternehmen e. V. (iGZ),

—  Tarifvertrage der Gewerkschaften des Christlichen Gewerkschaftsbundes (CGB) mit den Verbdnden
—  Arbeitgeberverband Mittelstdndischer Personaldienstleister (AMP),
—  Bundesvereinigung Deutscher Dienstleistungsunternehmen e. V. (BVD) und
—  Mercedarius e. V.

—  zahlreiche Haustarifvertrdge zwischen einzelnen Arbeitgebern und Gewerkschaften.

Im Jahr 2011 sind die Arbeitgeberverbidnde Mittelstindische Personaldienstleister (AMP) und der Bundesverband
Zeitarbeit Personal-Dienstleistungen e.V. (BZA) zum Bundesarbeitgeberverband der Personaldienstleister e.V.
(BAP) fusioniert. Durch die Fusion hat sich an den Tarifvertrigen der Zeitarbeit des BZA mit der DGB-
Tarifgemeinschaft und des AMP mit den Gewerkschaften des CGB nichts gedndert. Der Bundesarbeitgeberver-
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band der Personaldienstleister e.V. als Gesamtrechtsnachfolger von BZA und AMP hat alle Rechte und Pflichten
aus den bestehenden Tarifvertrigen iibernommen. In seinem Beitrag zum vorliegenden zwélften AUG-Bericht
hat der Bundesarbeitgeberverband der Personaldienstleister e.V. mitgeteilt, dass er und die im Christlichen Ge-
werkschaftsbund organisierten Gewerkschaften ihre Sozialpartnerschaft zum 31. Mérz 2013 im Einvernehmen
beendet haben.

Die in der Zeitarbeitsbranche abgeschlossenen Vereinbarungen legen zum Ende des Berichtszeitraums Stunden-
16hne in der untersten Entgeltgruppe in den neuen Bundesldndern von 7,50 Euro beziehungsweise in den alten
Bundesldandern von 8,19 Euro (entspricht der durch Rechtsverordnung festgelegten Lohnuntergrenze) sowie in
der hochsten Entgeltstufe in den neuen Bundesldndern zwischen 13,59 Euro und 15,91 Euro beziehungsweise in
den alten Bundesldandern zwischen 17,45 Euro und 18,20 Euro fest.

2. Branchenzuschlagstarifvertrage

Im Rahmen eines politischen und 6ffentlichen Diskurses wird seit dem Jahr 2010 intensiv {iber Equal Pay, also
die gleiche Bezahlung im Sinne von Entgeltgleichheit von Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmern mit
den vergleichbaren Stammarbeitskraften im Einsatzbetrieb debattiert. Im Rahmen dieser Diskussion hatte die
Bundesregierung die Sozialpartner in der Zeitarbeit aufgefordert, Losungen auf tariflicher Basis zu finden.

Tarifpartner der Zeitarbeit haben Vereinbarungen geschlossen, die eine Anndherung an Equal Pay fiir Leiharbeit-
nehmerinnen und Leiharbeitnehmer vorsehen. Seit Mai 2012 wurden Entgeltzuschlige fiir Leiharbeitnehmerin-
nen und Leiharbeitnehmer fiir neun Branchen vereinbart. Als Tarifvertragsparteien der Zeitarbeit wurden der
Bundesarbeitgeberverband der Personaldienstleister .V. (BAP) und der Interessenverband der Deutschen Zeitar-
beitsunternehmen e.V. (iGZ) titig, die im Februar 2012 die Verhandlungsgemeinschaft Zeitarbeit (VGZ) gebildet
haben. Auf Arbeitnehmerseite sind die Mitgliedsgewerkschaften des Deutschen Gewerkschaftsbunds (DGB)
beteiligt, die sich zur DGB-Tarifgemeinschaft Zeitarbeit zusammengeschlossen haben.

Fiir folgende Branchen wurden tarifvertragliche Zuschldge fiir in diesen Branchen eingesetzte Leiharbeitnehme-
rinnen und Leiharbeitnehmer vereinbart, die jeweils bis Ende 2017 gelten:

—  Metall- und Elektroindustrie (IG Metall), gilt seit 1. November 2012

—  Chemische Industrie (IG BCE), gilt seit 1. November 2012

—  Kunststoff verarbeitende Industrie (IG BCE), gilt seit 1. Januar 2013

—  Kautschuk verarbeitende Industrie (IG BCE), gilt seit 1. Januar 2013

—  Schienenverkehrsbereich (Eisenbahn und Verkehr - EVG), gilt seit 1. April 2013

—  Textil- und Bekleidungsindustrie (IG Metall), gilt seit 1. April 2013

—  Holz- und Kunststoff be- und verarbeitende Industrie (IG Metall), gilt seit 1. April 2013
—  Papier, Pappe und Kunststoffe verarbeitende Industrie (ver.di), gilt seit 1. Mai 2013

—  Gewerblicher Bereich in der Druckindustrie (ver.di), gilt seit 1. Juli 2013

Die Systematik ist fiir alle genannten Branchen dieselbe. Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer erhalten
einen prozentualen Zuschlag auf das Stundentabellenentgelt des Entgelttarifvertrages Zeitarbeit. Der Zuschlag ist
an den ununterbrochenen Einsatz bei demselben Kundenbetrieb gebunden und beginnt nach sechs bzw. vier Wo-
chen (bei den Tarifvertridgen, die mit ver.di abgeschlossen wurden) und steigt in mehreren Stufen bis auf maximal
50 Prozent nach neun Monaten an. Die Basis fiir die Branchenzuschldge bilden die zum 1. November 2012 ent-
sprechend der Tarifvereinbarung aus dem Jahr 2010 erhdhten Stundenentgelte. Die Zuschldge sind in allen Fillen
so begrenzt, dass Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer gegeniiber den vergleichbaren Stammarbeitneh-
merinnen und Stammarbeitnehmern nicht bessergestellt sind, d.h. kein hoheres Arbeitsentgelt erhalten.

Unterschiede zwischen den einzelnen Vereinbarungen bestehen vor allem in der Hohe der prozentualen Zuschli-
ge und hinsichtlich der erforderlichen Einsatzdauer, ab der die Zuschldge zu zahlen sind. Teilweise sehen die
Branchenzuschlagstarifvertrége fiir einzelne Entgeltgruppen keinen Zuschlag vor.

Zur Beobachtung der tarifpolitischen Entwicklungen und der Verwirklichung des Equal Pay in der Zeitarbeit
fiihrte das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales (BMAS) unter Beteiligung der Bundesvereinigung der
Arbeitgeberverbiande, dem Deutschen Gewerkschaftsbund sowie den Arbeitgeberverbdnden in der Zeitarbeit
(BAP und iGZ) regelméBig ein Monitoring durch. Das BMAS hat in diesem Zusammenhang am 6. Juni 2013
einen Workshop mit Praktikerinnen und Praktikern der Arbeitnehmer- und Arbeitgeberseite sowie der Bundes-
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agentur fir Arbeit durchgefiihrt, um die ersten Erfahrungen zur Umsetzung und Wirkungen der Branchenzu-
schlidge auszutauschen. Dabei zeigte sich, dass die Tarifvertrdge, wie vereinbart, angewendet und die Branchen-
zuschldge an hiervon erfasste Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer gezahlt werden. Anfangliche Umset-
zungsprobleme sind inzwischen weitestgehend tiberwunden. Es bleiben Anwendungsfragen und klarungsbediirf-
tige Einzelfille. Signifikante und belastbare Hinweise fiir Umgehungsstrategien waren nicht erkennbar. Zu dieser
ersten Einschitzung kommt auch die Bundesagentur fiir Arbeit, die fiir die Kontrolle der Verleiher zusténdig ist.

Wegen der kurzen Wirkphase der Branchenzuschlige in der Zeitarbeit sind ihre Umsetzung in der Praxis sowie
ihre Wirkungen auf den Arbeitsmarkt nicht abschlieBend bewertbar.

IV. Rechtsprechung

Nach dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz (AEntG) in seiner im Berichtszeitraum geltenden Fassung haben deut-
sche und ausléndische Verleiher die tariflichen Mindestentgelte zu zahlen, wenn Leiharbeitnehmerinnen und
Leiharbeitnehmer mit Tétigkeiten beschéftigt werden, die in den Geltungsbereich eines entsprechenden, fiir all-
gemeinverbindlich erkldrten Tarifvertrags oder eines durch Rechtsverordnung allgemeingiiltigen Tarifvertrags
fallen (§ 8 Absatz 3 AEntG). Der Anspruch der Leiharbeitnehmerin oder des Leiharbeitnehmers auf diese tarifli-
chen Mindestentgelte besteht nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichtes (Urteil vom 21. Oktober 2009
— 5 AZR 951/08) nur, wenn auch der Entleihbetrieb in den betrieblichen Geltungsbereich des Tarifvertrages zur
Regelung des Mindestlohnes fillt.

Mit der Entscheidung des Bundesarbeitsgerichtes vom 14. Dezember 2010 (1 ABR 19/10) und der Zuriickwei-
sung der Nichtzulassungsbeschwerde gegen den Beschluss des Landesarbeitsgerichtes Berlin-Brandenburg vom
9. Januar 2012 (24 TaBV 1285/11) stand rechtskréftig und mit bindender Wirkung fiir jedermann fest, dass die
Tarifgemeinschaft Christlicher Gewerkschaften fiir Zeitarbeit und Personalserviceagenturen (CGZP) seit ihrer
Griindung niemals tariffdhig gewesen ist. Diese Rechtslage wurde durch die Entscheidung des Bundesarbeitsge-
richts vom 23. Mai 2012 (Az. 1 AZB 58/11) bestitigt. Die Tarifunfiahigkeit der CGZP hat zur Folge, dass die von
ihr abgeschlossenen Zeitarbeitstarifvertrige zum Zwecke der Abweichung vom Gleichstellungsgrundsatz des
AUG unwirksam sind und daher die Abweichung nicht wirksam begriinden konnten. Infolgedessen kénnen be-
troffene Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer nachtriiglich die fiir die Zeit der Uberlassung fiir ver-
gleichbare Beschiftigte im Betrieb des Entleihers geltenden Arbeitsentgelte beanspruchen (,,Equal Pay*). Dabei
sind allerdings die geltenden Ausschluss- und Verjéhrungsfristen zu beachten. Ein etwaiges Vertrauen der Zeitar-
beitgeber in die Tariffahigkeit der CGZP und damit in die Wirksamkeit der von der tarifunfdhigen CGZP ge-
schlossenen Tarifvertrdge ist nicht geschiitzt (Urteil des Bundesarbeitsgerichtes vom 13. Miérz 2013 -
5 AZR 424/12).

Eine weitere Konsequenz der Entscheidungen des Bundesarbeitsgerichtes ist, dass Sozialversicherungsbeitrige
fiir Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer, auf deren Arbeitsverhdltnis der Tarifvertrag mit der CGZP
Anwendung fand, in Hohe des mit einem Stammbeschiftigten vergleichbaren Arbeitsentgeltes zu zahlen sind.
Dieser Anspruch der Sozialversicherungstriger entsteht kraft Gesetzes. Seit Juli 2011 priifen die Trager der Ren-
tenversicherung bei Verleihern, bei denen von der Anwendung von Tarifvertrigen der CGZP auszugehen ist, ob
und in welcher Hohe Beitrdge nachzufordern sind. Von der Entscheidung des Bundesarbeitsgerichtes sind nach
Angaben der Deutschen Rentenversicherung bundesweit rund 3 300 Arbeitgeber betroffen, die gepriift werden.
Davon waren mit Stand 31. Dezember 2012 bei insgesamt 2 228 Arbeitgebern die Priifungen abgeschlossen.
Nach Angaben der Deutschen Rentenversicherung sind gegeniiber ,,CGZP Arbeitgebern® 1 433 Beitragsbeschei-
de (Stand 31. Dezember 2012) erlassen worden. Die Beitragsnachforderungen betragen rund 115,8 Millionen
Euro. Fiir den Einzug der nacherhobenen Beitragsforderungen und die Stundung der zu zahlenden Beitrége sind
die Krankenkassen (Einzugsstellen) zustindig. Nach Angaben des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen
(GKV-Spitzenverband) sind mit Stand 31. Dezember 2012 rund 35,8 Millionen Euro gezahlt worden. Diese Zah-
lungen beruhen auf Feststellungen im Rahmen der Betriebspriifungen sowie auf von den Arbeitgebern selbst
durchgefiihrten Ermittlungen zur Hohe der geschuldeten Beitrdge. Beitragsanspriiche wurden nach Angaben des
GKV-Spitzenverbandes in Héhe von rund 17,9 Millionen Euro gestundet sowie in Hohe von rund 14,3 Millionen
Euro niedergeschlagen (Stand: 31. Dezember 2012).
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D. Uberwachung der Arbeitnehmeriiberlassung

Die Arbeitnehmeriiberlassung ist grundsitzlich erlaubnispflichtig. In bestimmten Ausnahmefillen ist sie erlaub-
nisfrei. Das Arbeitnehmeriiberlassungsgesetz regelt den Erlaubnisvorbehalt, die Gestaltungsspielriume bei der
legalen Arbeitnehmeriiberlassung und die Kontrollbefugnisse der zustdndigen Erlaubnisbehorden.

. Erlaubnispflichtiger Verleih
1. Zustiandige Behorde

Nach § 17 Absatz 1 obliegt die Durchfiihrung des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes der Bundesagentur fiir
Arbeit.

Durch interne Zusténdigkeitsverteilung war bis zum 30. Juni 2012 jeweils die Regionaldirektion der Bundesagen-
tur flir Arbeit zustéindig, in deren Bezirk der Antragsteller seinen (Haupt-) Geschéftssitz hatte. Die Zustdndigkeit
der Regionaldirektionen umfasste sowohl die Durchfithrung des Antrags- und Erlaubnisverfahrens als auch die
Uberwachung und Priifung der Erlaubnisinhaber.

Seit dem 1. Juli 2012 ist die Durchfithrung des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes bei der Bundesagentur fiir
Arbeit neu organisiert. Dabei wurden die Aufgaben auf spezialisierte Teams in einzelnen Agenturen fiir Arbeit
ibertragen. Ein wesentliches Element der Neuorganisation ist die Aufteilung der bisherigen Aufgaben in sachbe-
arbeitende und priifende Téatigkeiten. Die Durchfiihrung des Antrags- und Erlaubnisverfahrens gehort zur sachbe-
arbeitenden Tatigkeit. Diese sachbearbeitenden und administrativen Aufgaben sind ab 1. Juli 2012 bundesweit
ausschlieBlich in drei Agenturen fiir Arbeit angesiedelt. Dies sind die Agenturen fiir Arbeit in Diisseldorf, Kiel
und Niirnberg. Den sachbearbeitenden Teams in den genannten Agenturen sind fiir die Priifaufgaben drei Priif-
teams zugeordnet. Die Priifteams befinden sich bei den ortlichen Agenturen fiir Arbeit in Diisseldorf (mit Priif-
teilteam in Frankfurt/M.), Hannover (mit Priifteilteams in Hamburg, Berlin und Leipzig) und Stuttgart (mit Priif-
teilteams in Niirnberg und Miinchen).

Die Zustindigkeiten der Agenturen fiir Arbeit der Bundesagentur fiir Arbeit fiir Erlaubnisinhaber mit Sitz im In-
und Ausland ergeben sich aus der nachfolgenden Tabelle.

Tabelle 1
Zustindigkeiten der Agenturen fiir Arbeit der Bundesagentur fiir Arbeit bei der
Durchfiihrung des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes
Agentur fiir Arbeit Zustindig fiir Bundesléinder Zustiindig fiir

Diisseldorf Nordrhein-Westfalen Polen, Grof3britannien, Irland, Niederlande, Malta,
Hessen Ruménien, Bulgarien, alle nicht EU/EWR-Staaten

Kiel Hamburg, Schleswig-Holstein, Mecklenburg- | Dénemark, Norwegen, Schweden, Finnland,
Vorpommern, Island, Estland, Kroatien, Lettland, Litauen,

Hannover Niedersachsen, Bremen, Berlin, Brandenburg, | Ungarn, Slowakische Republik, Tschechische
Sachsen-Anhalt, Thiiringen, Sachsen Republik

Niirnberg Bayern Belgien, Frankreich, Luxemburg, Spanien, Portu-
Baden-Wiirttemberg gal, Italien, Griechenland, Osterreich, Liechten-

Stuttgart Rheinland-Pfalz stein, Slowenien, Zypern
Saarland

Quelle: Bundesagentur fiir Arbeit

Bis zur Umsetzung der Neuorganisation ab Juli 2012 standen fiir das Aufgabengebiet bundesweit 76 Stellen fiir
Plankrifte sowie ab Juni 2010 zusitzlich 25 befristete Stellen zur Verfiigung. Fiir die Durchfithrung des Arbeit-
nehmeriiberlassungsgesetzes standen Ende 2012 bei der Bundesagentur fiir Arbeit bundesweit 104,5 Stellen fiir
Plankréfte zur Verfiigung.

Die Personalausstattung der Bundesagentur fiir Arbeit fiir die Durchfiihrung des Arbeitnehmeriiberlassungsgeset-
zes wurde angepasst, da allein zwischen Ende 2004 und 30. Juni 2012 die Zahl der Erlaubnisinhaber von 11 953
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auf 19 801 angewachsen ist. Zusétzlich kamen im Berichtszeitraum 2009 bis 2012 durch die Anpassung des An-
wendungsbereiches des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes mit dem Ersten Gesetz zur Anderung des Arbeitneh-
meriiberlassungsgesetzes (BGBI. 1 2011 S. 642) eine kontinuierliche Erhéhung des Volumens von Neu- und Ver-
langerungsantrdagen hinzu.

Mit dem Gesetz zur Anderung des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes und des Schwarzarbeitsbekdmpfungsge-
setzes vom 20. Juli 2011 (Inkrafttreten am 30. Juli 2011, BGBI. I S. 1506) hat der Gesetzgeber den Behorden der
Zollverwaltung die Priifung der Lohnuntergrenze in der Arbeitnehmeriiberlassung iibertragen.

Um unter Beachtung der jeweiligen Priifkompetenzen eine optimale Zusammenarbeit zwischen der Bundesagen-
tur fiir Arbeit und der Finanzkontrolle Schwarzarbeit der Zollverwaltung zu gewéhrleisten, wurde die Vereinba-
rung iiber die Grundsitze der Zusammenarbeit zwischen der Finanzkontrolle Schwarzarbeit und der Bundesagen-
tur fiir Arbeit zwischen dem Bundesministerium der Finanzen und der Bundesagentur fiir Arbeit mit Wirkung
zum 30. Juli 2011 angepasst und durch einen Letter of Intent ergénzt. Die Inhalte des Letter of Intent wurden
zwischenzeitlich in die Zusammenarbeitsvereinbarung integriert, die aktuelle Fassung ist zum 1. November 2013
in Kraft getreten. Auf dieser Grundlage finden gemeinsame Priifungen von in- und auslédndischen
Verleihbetrieben im Inland sowie ein gegenseitiger Informationsaustausch statt.

Die Bundesagentur fiir Arbeit und die Behdrden der Zollverwaltung arbeiten bei der Verfolgung und Ahndung
von Ordnungswidrigkeiten nach dem Arbeitnehmeriiberlassungsgesetz mit einer Vielzahl an Behérden zusam-
men (§ 18 AUG). Sie kooperieren insbesondere mit Krankenkassen, Rentenversicherungstrigern, Berufsgenos-
senschaften und den Finanzbehorden.

2. Erlaubnisverfahren

Das Arbeitnehmeriiberlassungsgesetz schreibt vor, dass Arbeitnehmeriiberlassung, die der Verleiher im Rahmen
seiner wirtschaftlichen Tatigkeit ausiibt, grundsitzlich nur dann zuldssig ist, wenn der Verleiher eine
Verleiherlaubnis hat. Auf die Verleiherlaubnis besteht ein Anspruch, wenn keine Versagungsgriinde eingreifen,
insbesondere der Verleiher zuverléssig ist. Zuverldssigkeit setzt voraus, dass der Verleiher nicht vorbestraft ist
und seine arbeitsrechtlichen, sozialversicherungsrechtlichen, steuerrechtlichen und arbeitsgenehmigungsrechtli-
chen Pflichten beachtet.

Die Verleiherlaubnis wird zunéchst auf ein Jahr befristet erteilt. Frithestens nach zweimaliger Verlangerung der
einjdhrigen Erlaubnis kann auf Antrag eine unbefristete Erlaubnis zur Arbeitnehmeriiberlassung, wahlweise aber
auch eine befristete Erlaubnis, erteilt werden. Die Erlaubnis nach dem Arbeitnehmeriiberlassungsgesetz ist ge-
biihrenpflichtig. Die Gebiihren fiir eine befristete Erlaubnis belaufen sich derzeit auf 750 Euro und fiir eine unbe-
fristete Erlaubnis auf 2.000 Euro.

Der Bundesrechnungshof hatte in seiner Mitteilung iiber die Priifung der Aktualitit von Gebiihrenverordnungen
vom 8. April 2009 darauf hingewiesen, dass die Arbeitnehmeriiberlassungserlaubnis-Kostenverordnung
(AUKostV) zuletzt zum 1. Januar 2003 geéindert wurde. Er hat eine regelmiBige Uberpriifung (alle drei Jahre)
der Gebiihrentatbestinde und der Gebiihrenhdhe angeregt. Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales hat
die Bundesagentur fiir Arbeit im Jahr 2009 und 2012 aufgefordert, unter Beriicksichtigung der Entwicklung der
Personalkostensitze und der Sachkosten zu der Gebiihrenhdhe Stellung zu nehmen. Die Auswertung der Stel-
lungnahmen ergab, dass im Erlaubnisverfahren entstehende Personal- und Sachkosten — anders als noch vor der
letzten Verordnungsénderung - durch die Gebiithreneinnahmen gedeckt werden. Eine Erhdhung der Gebiihrensét-
ze der AUKostV ist derzeit nicht geboten. Die Aktualitit der AUKostV wird zu gegebener Zeit, spitestens jedoch
im Jahr 2014 im Zusammenhang mit einer Bewertung der Auswirkungen der Umsetzung der Leiharbeitsrichtlinie
und der 2012 durchgefiihrten Neuorganisation des Aufgabengebietes Arbeitnehmeriiberlassung bei der Bundes-
agentur fiir Arbeit gepriift werden. Zudem sind im Rahmen der Umsetzung der Strukturreform des Gebiihren-
rechts des Bundes die Gebiihrentatbestéinde der AUKostV bis spitestens 2018 unter Aufthebung dieser Verord-
nung in eine Besondere Gebiihrenverordnung des BMAS zu iiberfiihren und nach den Vorgaben des Bundesge-
biihrengesetzes (BGebG) sowie der auf dieser Grundlage noch zu erlassenen Allgemeinen Gebiihrenverordnung
der Bundesregierung neu zu kalkulieren (vgl. § 22 Absatz 4 BGebGQ). In diesem Rahmen obliegt es dem Verord-
nungsgeber, die Gebiihrensitze in seinem Zusténdigkeitsbereich regelmiBig zu tliberpriifen (vgl. § 22 Absatz 5
BGebQ).
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3. Erteilung und Wegfall von Erlaubnissen

Im Berichtszeitraum 2009 bis 2012 gingen insgesamt 15 798 Antrége auf eine erstmalige Erteilung einer Erlaub-
nis (Neuantrdge) ein. Das sind 33 Prozent mehr als im Vorberichtszeitraum (damals waren es noch 11 856 Neu-
antrige).

Deutlich angestiegen ist die Zahl der Neuantrdge im IV. Quartal 2011 und I. Quartal 2012. In diesen beiden
Quartalen wurden durchschnittlich rund 1 355 Neuantrdge gestellt; im Gegensatz dazu gingen in den anderen
Quartalen im Berichtszeitraum durchschnittlich rund 935 Neuantrige ein. Der Anstieg der Zahlen der Neuantrage
im 4. Quartal 2011 und im 1. Quartal 2012 ist im Zusammenhang mit der Anpassung des Anwendungsbereiches
des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes im Zuge der Umsetzung der EU-Leiharbeitsrichtlinie zum 1. Dezember
2011 zu sehen. Da es fiir die Erlaubnispflicht nicht mehr auf die GewerbsméBigkeit im Sinne des Gewerberechts
ankommt, ist seit dem 1. Dezember 2011 eine Vielzahl von Personaliiberlassungen bei privaten und 6ffentlichen
Arbeitgebern nach dem Arbeitnehmeriiberlassungsgesetz erlaubnispflichtig, die bis dahin vom Anwendungsbe-
reich ausgenommen waren.

Die Bundesagentur fiir Arbeit hat in ihrer Stellungnahme mitgeteilt, dass Antrége insbesondere aus dem 6ffentli-
chen sowie sozialen kirchlichen Bereich arbeitsintensiver als der Durchschnitt von Antrdgen sind. Von diesen
Antragstellern wird oftmals Unverstidndnis geduf3ert, dass sie Unterlagen fiir die Priifung der Zuverldssigkeit vor-
legen miissen. Weiter waren die Antragsteller nicht bereit, den Arbeitsvertrag und den Personalgestellungsvertrag
um die gemiB den §§ 11 und 12 AUG vorgegebenen Mindestinhalte zu ergéinzen. Dafiir musste seitens der Bun-
desagentur fiir Arbeit viel Zeit fiir personliche, fernmiindliche und schriftliche Erlduterungen investiert werden.
Die erhohte Beratungsintensitit ist auch darauf zuriickzufiihren, dass diese Antragsteller sich selbst nicht als
,»Verleiher” im Sinne des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes verstehen.

Bei den Antrigen auf Verlédngerung einer bislang befristeten Erlaubnis lag das Volumen der Eingénge im Be-
richtszeitraum bei insgesamt 27 077 (Tabelle 5 im Tabellenanhang). Damit liegt die Zahl der Verldngerungsan-
trdge pro Quartal (rund 1 700) {iber der des vorangegangenen Berichtszeitraums (1 500 Verldngerungsantrage pro
Quartal). Auch dies kann, wie auch die wachsende Zahl von Verleihunternehmen, als Beleg fiir verstirkte Aktivi-
taten der Unternehmen in der Zeitarbeit gelten.

In rund 40 200 Fillen wurde der Antrag auf erstmalige Erteilung und auf Verldngerung der Erlaubnis im Zeit-
raum von 2009 bis 2012 positiv entschieden. In insgesamt 411 Fillen musste eine beantragte Erlaubnis versagt
werden (im Vorberichtszeitraum waren es 286 Versagungen). Mallgebliche Griinde fiir Versagungen sind insbe-
sondere Steuer- und Beitragsriickstdnde bei Finanzbehérden und den Sozialversicherungstrigern, eine unzurei-
chende Betriebsorganisation sowie die mangelnde Mitwirkung der Antragsteller im Erlaubnisverfahren.

Im Berichtszeitraum 2009 bis 2012 sind bundesweit insgesamt 6 013 Erlaubnisse weggefallen, davon sind 5 680
»auf andere Weise* (Kategorie der Geschéftsstatistik der Bundesagentur fiir Arbeit) weggefallen. Hauptgrund fiir
den Wegfall von Erlaubnissen ,,auf andere Weise™ war die Nichtverldngerung befristeter Erlaubnisse durch die
Erlaubnisinhaber. In den meisten Fillen wurde durch diese kein Verldngerungsantrag mehr gestellt. 318 Erlaub-
nisse wurden widerrufen und 15 zurlickgenommen. Hauptursache der Widerrufe waren Insolvenzverfahren, man-
gelnde Bonitit, Nichtentrichtung von Sozialversicherungsbeitrdgen und Steuern sowie Auflagenverstoe und die
damit zusammenhingende Unzuverldssigkeit der Verleiher. Im Vergleich zum Vorberichtszeitraum ist die Zahl
der Widerrufe und Riicknahmen nur leicht riicklaufig. Im Berichtszeitraum 2005 bis 2008 wurden 355 Erlaubnis-
se widerrufen und 18 zuriickgenommen.

Insgesamt ist die Zahl der vorhandenen Verleiherlaubnisse im Berichtszeitraum 2009 bis 2012 deutlich gestiegen.
Wiéhrend es am Ende des IV. Quartals 2008 noch 15 964 Erlaubnisse gab, waren es Ende 2012 bereits 20 049.
Das entspricht einem Anstieg um rund 26 Prozent. Damit ist die Zahl der vorhandenen Erlaubnisse aber nicht
stiarker gestiegen als im vorangegangenen Berichtszeitraum. Zwischen dem IV. Quartal 2004 und dem IV. Quar-
tal 2008 betrug der Anstieg bei der Zahl der Erlaubnisse 34 Prozent.

Von den Ende 2012 vorhandenen Erlaubnissen waren 9 687 unbefristet. Das entsprach einem Anteil von 48 Pro-
zent an allen Erlaubnissen. Im Vergleich zum Ende des vorangegangenen Berichtszeitraum ist der Anteil der
unbefristeten Verleiherlaubnisse damit nahezu unveréndert geblieben (Ende des IV. Quartals 2008: 47 Prozent).

4. Erlaubnisinhaber mit Geschiftssitz im Ausland

Verleiher mit Sitz im Ausland, die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nach Deutschland iiberlassen wollen,
benoétigen eine Erlaubnis nach dem Arbeitnehmeriiberlassungsgesetz. Allerdings konnen nur Verleiher, die ihren
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Sitz innerhalb der Européischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens iiber den Européi-
schen Wirtschaftsraum (Norwegen, Island, Liechtenstein) haben, eine Erlaubnis erhalten (§ 3 Absatz 2 AUG).
Staatsangehorige dieser Lander und dort gegriindete Unternehmen erhalten die Erlaubnis unter den gleichen Vo-
raussetzungen wie Inlénder (§ 3 Absatz 4 AUG).

Die Zahl der Erlaubnisinhaber mit Sitz auerhalb von Deutschland betrug im Dezember 2012 514. Damit ist die
Zahl der Verleiher mit Sitz im EU-/EWR-Ausland im Vergleich zum Dezember 2008 um rund 84 Prozent gestie-
gen. Damals waren 280 Verleiher mit Sitz aulerhalb von Deutschland im Besitz einer Erlaubnis nach dem Ar-
beitnehmeriiberlassungsgesetz. Die Zunahme der Anzahl der Erlaubnisinhaber mit Sitz im EU-/EWR-Ausland
steht im Zusammenhang mit dem Wegfall der Einschridnkungen der Arbeitnehmerfreiziigigkeit fiir Staatsangehd-
rige der acht Mittel- und Osteuropdischen Staaten zum 1. Mai 2011.

Arbeitgeber mit Sitz in diesen Mittel- und Osteuropdischen Staaten (MOE-Staaten) konnten bereits vor dem 1.
Mai 2011 bei Vorliegen der Voraussetzungen eine Erlaubnis nach dem Arbeitnehmeriiberlassungsgesetz erhalten.
Wegen der Einschrankungen bei der Arbeitnehmerfreiziigigkeit war es ihnen aber nicht moglich, Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer nach Deutschland zu iiberlassen, die Staatsangehdrige dieser Mittel- und Osteuropii-
schen Staaten sind.

Im Vergleich zur Gesamtzahl der Erlaubnisinhaber Ende 2012 (20 049) ist die Zahl der im Ausland ansdssigen
Erlaubnisinhaber weiter gering. Der Anteil betrdgt nur rund 2,6 Prozent (Ende 2008: rund 1,8 Prozent).

Die meisten Erlaubnisse wurden fiir Verleiher mit Sitz in Polen (116), Osterreich (112), GroBbritannien (73),
Niederlande (46) und Frankreich (37) erteilt. Deutlich weniger Erlaubnisse entfielen auf die Lander Ungarn (24),
Slowakische Republik (18), Luxemburg (16), Litauen (13), Tschechische Republik (13) und Slowenien (7). Fiir
die iibrigen Lander wurden weniger als fiinf Erlaubnisse erteilt. Bei den Erlaubnisinhabern hat den groBten abso-
luten Zuwachs das Land Polen. Die Anzahl der Erlaubnisse ist im Vergleich zu Ende 2008 um 107 gestiegen
(Ende 2008: 9). Um rund 32 Prozent gestiegen ist im Ubrigen auch die Anzahl der Erlaubnisse, die fiir Verleiher
mit Sitz in Osterreich erteilt wurden (Ende 2012: 112).

In welchem Umfang Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer nach Deutschland iiberlassen wurden, wird
nicht gesondert statistisch erfasst. Ende 2012 gab es allerdings 6 787 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die
keinem der sechzehn Bundeslédnder zugeordnet werden konnten. Anzunehmen ist, dass darunter auch diejenigen
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer fallen, die von ausldndischen Verleihern nach Deutschland {iberlassen
werden. Das wiirde bedeuten, dass maximal 0,8 Prozent der Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer von
Verleihern mit Sitz im EU-/ EWR-Ausland beschiftigt waren.

Die Bundesagentur fiir Arbeit hat mitgeteilt, dass die Bearbeitung der Antrdge von Verleihern mit Sitz auBerhalb
von Deutschland aufgrund der unbekannten Rechtsordnungen, der erforderlichen Ubersetzungen von einzurei-
chenden Unterlagen sowie der Sprachbarrieren insbesondere bei der telefonischen Kommunikation erhebliche
Ressourcen in der Sachbearbeitung bindet. Bis Mai 2012 ergab sich ein intensiver Beratungsbedarf, Verleihern
mit Sitz im Ausland zu erldutern, dass der Verleih nach Deutschland fiir sie nur unter Beachtung des Gleichstel-
lungsgrundsatzes in Betracht kommt, da fiir einen Grofiteil der Antragsteller (zunéchst) keine einschldgigen Ta-
rifvertrdge vorlagen. Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales hat mit der Bundesagentur fiir Arbeit im
Mai 2012 abgestimmt, dass auch ausléndische Verleiher einen einschlidgigen inldndischen Flachentarifvertrag in
Bezug nehmen und damit vom Gleichstellungsgrundsatz arbeitsvertraglich abweichen kénnen. Das hat die Ver-
waltungspraxis aus Sicht der zustdndigen Erlaubnisbehorden vereinfacht.

5. Die Durchfiihrung der Kontrolle der Verleiher

Verleiher werden von der Bundesagentur filir Arbeit und von den Behoérden der Zollverwaltung kontrolliert. Die
Behorden der Zollverwaltung werden dabei vorrangig wegen der Einhaltung der Lohnuntergrenze und den Vor-
schriften nach dem Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz titig. Die Bundesagentur flir Arbeit fiihrt die Kontrollen
zur Feststellung der Zuverlissigkeit des Erlaubnisinhabers nach dem AUG durch.

Die Arbeitnehmeriiberlassung wird durch die Bundesagentur fiir Arbeit im Rahmen der Erlaubniserteilung sowie
durch praventive Priifungen von geschiftlichen Unterlagen der Verleiher von den Regionaldirektionen bzw. nach
der Neuorganisation zum 1. Juli 2012 den zustidndigen Agenturen fiir Arbeit der Bundesagentur fiir Arbeit kon-
trolliert. Praventive Priifungen werden bei Inhabern einer befristeten Erlaubnis regelméBig vor der ersten Verldn-
gerung und vor Erteilung einer unbefristeten Erlaubnis sowie alle fiinf Jahre bei Inhabern einer unbefristeten
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Erlaubnis durchgefiihrt. Neben diesen regelméBigen bzw. praventiven Priifungen finden auch anlassbezogene
Priifungen statt, sofern Hinweise auf UnregelmifBigkeiten bei einem Erlaubnisinhaber vorliegen.

Praventive Priifungen tragen dazu bei, dass Widerrufe von Erlaubnissen nicht erforderlich werden, da Unregel-
méiBigkeiten bzw. Verstofe gegen gesetzliche Vorschriften frithzeitig erkannt und verfolgt werden konnen. Die
der Bundesagentur fiir Arbeit zur Verfiigung stehenden Moglichkeiten (zum Beispiel schriftliche Beanstandun-
gen, Auflagen, Ordnungswidrigkeit nach § 16 Absatz 1 Nummer 7a AUG) konnen den Verleiher bereits beim
Marktzugang - wihrend des Zeitraums der befristeten Erlaubnis - zu einem ordnungsgeméflen Verhalten anhalten
und damit die Erteilung einer unbefristeten Erlaubnis begiinstigen. Gerade der Besitz der unbefristeten Erlaubnis
ist fiir Verleiher bei der Akquisition von Auftrigen wichtig. Eine unbefristete Erlaubnis kann aber nur erteilt
werden, wenn der Verleiher, wihrend er im Besitz der befristeten Erlaubnisse war, im Wesentlichen beanstan-
dungsfrei agiert hat.

Die ordnungsgeméfe und sachgerechte Nutzung der legalen Arbeitnehmeriiberlassung wird hierbei durch die
fachliche Kompetenz und Erfahrung der Bundesagentur fiir Arbeit als Erlaubnisbehdrde und durch die Fachauf-
sicht des Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales liber die Bundesagentur fiir Arbeit gesichert.. Zudem hat
die Bundesagentur flir Arbeit mit der Neuorganisation des Aufgabengebietes der Arbeitnehmeriiberlassung eine
effektivere Uberwachung von Verleihunternehmen unter anderem durch eine héhere Priifdichte eingefiihrt und
kooperiert dabei eng mit den Behdrden der Zollverwaltung.

Im Berichtszeitraum von 2009 bis 2012 wurden von der Bundesagentur fiir Arbeit bundesweit 11 067 Betriebs-
priiffungen gemiB § 7 Absatz 2 und Absatz 3 AUG durchgefiihrt; davon 9 961 in den Geschiftsriumen der Ver-
leiher. Dies entspricht einem Anteil von rund 90 Prozent. Bei den {ibrigen 10 Prozent werden Geschéftsunterla-
gen des Verleihers von der Bundesagentur fiir Arbeit schriftlich angefordert und gepriift.

Die nachfolgende Tabelle gibt Auskunft, in welchem Umfang bei Verleihunternehmen in den einzelnen Bezirken
der Regionaldirektionen der Bundesagentur fiir Arbeit Priifungen durchgefiihrt wurden:

Tabelle 2

Zahl der Betriebspriifungen der Bundesagentur fiir Arbeit bei Verleihunternehmen
im Berichtszeitraum 2009 bis 2012

Regionaldirektion Zahl der Betriebspriifungen
Nord 826
Niedersachsen-Bremen 1 566
Nordrhein-Westfalen 2534
Hessen 845
Rheinland-Pfalz-Saarland 570
Baden-Wiirttemberg 1256
Bayern 1753
Berlin-Brandenburg 583
Sachsen-Anhalt-Thiiringen 667
Sachsen 467
Gesamt 11 067

Quelle: Bundesagentur fiir Arbeit

Die Zahl der Priifungen bei Verleihunternehmen ist im Vergleich zum Vorberichtszeitraum von 2005 bis 2008
um rund 94 Prozent gestiegen. Diese Steigerung ist auf den kontinuierlichen Anstieg der Erlaubnisinhaber und
die Aufstockung des Personals bei der Bundesagentur fiir Arbeit im Aufgabengebiet Arbeitnehmeriiberlassung
zurlickzufiihren.
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Am haufigsten wurden bei Priifungen der geschéftlichen Unterlagen der Verleiher folgende Verstofe gegen ge-
setzliche sowie arbeits- und tarifrechtliche Vorschriften festgestellt:

—  VerstoBe gegen das Entgeltfortzahlungsgesetz, insbesondere bei Feiertagen und im Falle von Arbeitsunfa-
higkeit;
—  Fehlerhafte Berechnung von Urlaubs-/Teilurlaubsanspriichen sowie beim zu zahlenden Urlaubsentgelt;

—  VerstoBe gegen das Teilzeit- und Befristungsgesetz, zum Beispiel unzuldssige wiederholte kalendermiBige
Befristungen nach § 14 Absatz 2 und Nichtbeachtung der gesetzlichen Mindestvorgaben bei der Arbeit auf
Abruf nach § 12 AUG;

—  VerstoBe gegen Arbeitsschutzgesetze, zum Beispiel Nichtbeachtung der hdchstzulédssigen taglichen Arbeits-
zeit nach dem Arbeitszeitgesetz;

—  Fehlerhafte Anwendung der Tarifvertrige, insbesondere nicht korrekte Eingruppierungen der Leiharbeit-
nehmerinnen und Leiharbeitnehmer in die Entgeltgruppe des Tarifvertrages, die der tatsichlich ausgeiibten
Tatigkeit entspricht;

—  Nichtgewdhrung tariflicher Jahressonderzahlungen (Urlaubs- und Weihnachtsgeld);
—  Falsche Berechnungen der Kiindigungsfristen zulasten der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer;

—  Mangelhafte Betriebsorganisation, insbesondere hinsichtlich der fiir die Lohnzahlung relevanten Geschifts-
unterlagen (Stundenzettel, Fehlzeitenbelege);

—  Mingel bei Vertragsinhalten in Arbeits- und Uberlassungsvertriigen im Sinne der §§ 11 und 12 AUG, insbe-
sondere bei Mischbetrieben wurden die fiir einen vergleichbaren Arbeitnehmer des Entleihers geltenden we-
sentlichen Arbeitsbedingungen einschlielich des Arbeitsentgelts nicht dokumentiert.

Die Einhaltung der am 30. April 2011 in Kraft getretenen sogenannten Drehtiirklausel (§ 3 Absatz 1 Nummer 3
Satz 4 AUG) durch die Verleiher wird von der Bundesagentur fiir Arbeit regelmiBig gepriift. Zu diesem Zweck
stellt die Bundesagentur fiir Arbeit bei ihren Priifungen fest, ob sich der Erlaubnisinhaber die fiir die Beachtung
der Drehtiirklausel erforderlichen Informationen beschafft. Denn zur Beachtung der Drehtiirklausel muss der
Erlaubnisinhaber wissen, ob die Leiharbeitnehmerin oder der Leiharbeitnehmer in den letzten sechs Monaten aus
einem Arbeitsverhdltnis bei einem Entleiher oder einem mit diesem einen Konzern im Sinne des § 18 des Ak-
tiengesetzes bildenden Arbeitgeber ausgeschieden ist. Hierzu muss der Erlaubnisinhaber feststellen, bei welchen
Arbeitgebern die Leiharbeitnehmerin oder der Leiharbeitnehmer in den letzten sechs Monaten beschiftigt war. In
der Regel wird nach einer diesbeziiglichen Befragung des Erlaubnisinhabers im Rahmen der Priifung anhand
einer Stichprobe von Fillen einzelner Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer zum Beispiel anhand der
Personalunterlagen (z. B. Bewerbungsunterlagen mit Lebenslauf, Personalbogen) gepriift, ob die Beachtung der
Vorschrift dokumentiert wurde. Versto3e gegen die sogenannte Drehtiirklausel wurden nur vereinzelt festgestellt.

Sofern bei Betriebspriifungen Verstdfe festgestellt wurden, priift die Bundesagentur fiir Arbeit unter Beachtung
des Grundsatzes der VerhéltnisméBigkeit zunéchst, ob mit MaBBnahmen, die sich unterhalb eines Widerrufes bzw.
einer Versagung bewegen, ein tarif- und gesetzeskonformes Verhalten der Verleiher erreicht werden kann. Dazu
gehoren insbesondere die Erteilung von Auflagen, schriftliche Beanstandungen und Hinweise sowie die Ableh-
nung einer beantragten unbefristeten Erlaubnis unter gleichzeitiger Erteilung einer weiteren befristeten Erlaubnis.
Soweit mit diesen Mitteln der Verleiher nicht zu einem ordnungsgeméfBen Verhalten angehalten werden kann,
kommen ein Widerruf oder die Versagung der Erlaubnis in Betracht.

Die Bundesagentur fiir Arbeit hat auf der Grundlage ihrer Priifungen Ordnungswidrigkeiten nach § 16 Absatz 1
Nummer 3 bis 7a sowie 8 bis 10 AUG verfolgt und geahndet. Im Berichtszeitraum wurden insgesamt 8 610 BuB-
geldverfahren durch die zustdndigen Regionaldirektionen bzw. seit Juli 2012 durch die zustdndigen Agenturen
fiir Arbeit veranlasst. In 7060 Fillen wurde ein Verfahren nach dem Ordnungswidrigkeitengesetz eingeleitet.

Die nach § 16 Absatz 1 Nummer 3 bis 7 sowie 8 AUG aufgegriffenen Fille und eingeleiteten Verfahren nach
dem Ordnungswidrigkeitengesetz haben sich im Berichtszeitraum wie folgt entwickelt:
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Tabelle 3
Anzahl der Buligeldverfahren 2009 bis 2012
e e At e it Vervamungiier
und Geldbufien
2009 2274 1919 81 390,00 €
2010 2610 2092 86 625,00 €
2011 2082 1593 65 810,00 €
2012 1674 1595 74 475,00 €
Gesamt 8610 7060 303 175,00 €

Quelle: Bundesagentur fiir Arbeit

Nicht enthalten in der Ubersicht sind der Tatbestand der Nichtgewihrung von Arbeitsbedingungen nach § 16
Absatz 1 Nummer 7a AUG sowie die Abgabe von Fillen der Nichtzahlung der Lohnuntergrenze in der Arbeit-
nehmeriiberlassung nach § 16 Absatz 1 Nummer 7b AUG an die Behérden der Zollverwaltung. Fiir die Verfol-
gung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 16 Absatz 1 Nummer 7b AUG sind die Behérden der Zoll-
verwaltung zustiandig.

Seit 1. Dezember 2011 handelt ordnungswidrig, wer vorsétzlich oder fahrldssig seiner Leiharbeitnehmerin oder
seinem Leiharbeitnehmer fiir die Zeit der Uberlassung an den Entleiher nicht die im Betrieb des Entleihers fiir
eine vergleichbare Arbeitnehmerin oder einen vergleichbaren Arbeitnehmer des Entleihers geltenden wesentli-
chen Arbeitsbedingungen einschlieBlich des Arbeitsentgeltes gewihrt (§ 16 Absatz 1 Nummer 7a AUG). Soweit
ein Tarifvertrag auf das Arbeitsverhéltnis Anwendung findet, hat der Verleiher die nach diesem Tarifvertrag ge-
schuldeten Arbeitsbedingungen zu gewdhren. Diese Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbuBe von bis zu
500 000 Euro geahndet werden.

Im Jahr 2012 wurden insgesamt 69 Fille zu § 16 Absatz 1 Nummer 7a AUG von der Bundesagentur fiir Arbeit
aufgegriffen und verfolgt. Die Mehrzahl der Félle befand sich zum Jahresende 2012 noch im laufenden Ermitt-
lungsverfahren. 10 Fiélle davon wurden mit der Festsetzung einer GeldbuBle erledigt, in drei Féllen wurde eine
Verwarnung ohne Verwarnungsgeld und in zwei Féllen eine Verwarnung mit Verwarnungsgeld ausgesprochen.
Fiir den Tatbestand der Nummer 7a wurden im Jahr 2012 Verwarnungsgelder und Geldbuf3en in Hohe von insge-
samt 26 648,00 Euro festgesetzt.

Die Bundesagentur fiir Arbeit hat darauf hingewiesen, dass sich VerstoBe gemiB § 16 Absatz 1 Nummer 7a AUG
im Zusammenhang mit dem Gleichstellungsgrundsatz aufgrund fehlender Nachweise der wesentlichen Arbeits-
bedingungen in Entleihbetrieben zum Teil nicht bis ins Detail aufklaren oder aufdecken lassen. In diesen Féllen
wurde von Verleihern vorgetragen, dass Entleiher diese Bedingungen nicht preisgeben mochten, da sich dies auf
den Wettbewerb und damit auch auf die Preisspannen der Verrechnungssétze auswirken konnte. Die Bundes-
agentur fiir Arbeit hat im Rahmen der Durchfiihrung des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes nicht das Recht, bei
Entleihbetrieben zu priifen.

Den Behorden der Zollverwaltung obliegt die Priifung der Lohnuntergrenze gemaf3 der Ersten Verordnung iiber
eine Lohnuntergrenze in der Arbeitnehmeriiberlassung vom 20. Juli 2011 (Inkrafttreten am 1. Januar 2012,
BAnz. Nr. 195 S. 4608). Um unter Beachtung der jeweiligen Priifkompetenzen eine optimale Zusammenarbeit
zwischen der Bundesagentur fiir Arbeit und der Finanzkontrolle Schwarzarbeit zu gewihrleisten, wurde die Ver-
einbarung tiber die Grundsitze der Zusammenarbeit zwischen der Finanzkontrolle Schwarzarbeit und der Bun-
desagentur fiir Arbeit zwischen dem Bundesministerium der Finanzen und der Bundesagentur fiir Arbeit mit
Wirkung zum 30. Juli 2011 angepasst und durch einen Letter of Intent ergénzt.

Auf dieser Grundlage finden durch die Bundesagentur fiir Arbeit und die Behorden der Zollverwaltung gemein-
same Priifungen in- und auslédndischer Verleihbetriebe im Inland statt. Die Agenturen fiir Arbeit informieren die
Zollverwaltung regelméBig liber die Priifungsplanungen. Vor Priifungen der Finanzkontrolle Schwarzarbeit wird
den Agenturen fiir Arbeit regelméfig die Teilnahme an den Priifmainahmen angeboten. Soweit Priifungen ohne
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gegenseitige Beteiligung erfolgen, unterrichtet die Finanzkontrolle Schwarzarbeit die zustdndigen Agenturen fiir
Arbeit, wenn sich im Zusammenhang mit ihren Priifungen oder Ermittlungen Anhaltspunkte fiir Versto3e gegen
das Arbeitnehmeriiberlassungsgesetz ergeben, die in die Zustdndigkeit der Bundesagentur fiir Arbeit fallen. Die
zustandigen Agenturen fiir Arbeit hingegen informieren die Finanzkontrolle Schwarzarbeit, wenn bei ihren Prii-
fungen VerstdBe, fiir die eine Zustdndigkeit der Zollverwaltung besteht, festgestellt werden.

Im Zeitraum vom 1. Januar 2012 bis 31. Dezember 2012 wurden insgesamt 950 Priifungen der Finanzkontrolle
Schwarzarbeit bei Verleihbetrieben durchgefiihrt. In diesem Zeitraum wurden zehn Ermittlungsverfahren wegen
des Verdachts der Nichteinhaltung der Lohnuntergrenze in der Arbeitnehmeriiberlassung gemiBl § 16 Absatz 1
Nummer 7b AUG eingeleitet und drei Ermittlungsverfahren abgeschlossen, davon ein Ermittlungsverfahren mit
Verwarnung ohne Verwarnungsgeld sowie zwei mit Verwarnungsgeld.

Il. Erlaubnisfreier Verleih
1. Arbeitsgemeinschaften

Nach § 1 Absatz 1 Satz 3 AUG stellt die Abordnung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern zu einer zur
Herstellung eines Werkes gebildeten Arbeitsgemeinschaft keine Arbeitnehmeriiberlassung dar, wenn der Arbeit-
geber Mitglied der Arbeitsgemeinschaft ist, fiir alle Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft Tarifvertrage desselben
Wirtschaftszweiges gelten und alle Mitglieder aufgrund des Arbeitsgemeinschaftsvertrages zur selbstéindigen
Erbringung von Vertragsleistungen verpflichtet sind.

Es lagen im Berichtszeitraum keine Anfragen von Unternehmen zur Abordnung von Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern an Arbeitsgemeinschaften vor.

2. Tarifvertrag zur Vermeidung von Kurzarbeit und Entlassungen

Das Arbeitnehmeriiberlassungsgesetz ist weiterhin nicht anzuwenden auf die Arbeitnehmeriiberlassung zwischen
Arbeitgebern desselben Wirtschaftszweiges zur Vermeidung von Kurzarbeit oder Entlassungen, wenn ein fiir den
Entleiher und Verleiher geltender Tarifvertrag dies vorsieht (vgl. § 1 Absatz 3 Nummer 1 AUG). Der Bundesre-
gierung sind im Berichtszeitraum keine Félle dazu bekannt geworden.

3. Konzernverleih

Nach § 1 Absatz 3 Nummer 2 AUG ist das Arbeitnehmeriiberlassungsgesetz im Wesentlichen nicht auf die Ar-
beitnehmeriiberlassung zwischen Konzernunternehmen im Sinne des § 18 Aktiengesetzes anzuwenden, wenn der
Arbeitsnehmer nicht zum Zweck der Uberlassung eingestellt und beschiiftigt wird. Die Formulierung dieses Aus-
nahmetatbestandes wurde zum 1. Dezember 2011 neu gefasst, da das Merkmal ,,voriibergehend* in der bisheri-
gen Bedeutung wegen der Anderung in § 1 Absatz 1 Satz 2 AUG nicht mehr das entscheidende Abgrenzungskri-
terium fiir das sogenannte Konzernprivileg sein konnte. Mit der Ergdnzung wird auch festgelegt, dass Konzern-
verleih von Personalfiihrungsgesellschaften, deren Zweck die Uberlassung von Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern ist, nicht privilegiert wird.

Die Bundesagentur flir Arbeit berichtet, dass seit der vorgenannten Rechtsdnderung vermehrt Anfragen zur
Rechtsauskunft bei den Agenturen fiir Arbeit vor allem aus dem 6ffentlichen und sozialen Bereich eingehen.
Problematisch sei insbesondere das Tatbestandsmerkmal ,,nicht zum Zweck der Uberlassung eingestellt und be-
schiftigt wird (§ 1 Absatz 3 Nummer 2 AUG). Bei diesem wird oft von den Anfragenden nicht beriicksichtigt,
dass es fiir die Privilegierung des Konzernverleihs nicht allein auf die Zweckbestimmung der Einstellung als
Leiharbeitnehmer zum Zeitpunkt des Abschlusses des Arbeitsvertrages ankommt, sondern auch darauf, dass Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer nicht spiter zum Zweck der Uberlassung beschéftigt werden.

Kenntnisse, in welchem Umfang von der Ausnahmeregelung fiir den Konzernverleih Gebrauch gemacht wird,
liegen der Bundesagentur fiir Arbeit nicht vor, da Unternehmen, die das Konzernprivileg in Anspruch nehmen
wollen, diesen Verleih nicht bei der Bundesagentur fiir Arbeit anzeigen miissen. Eine valide Schitzung ist daher
ebenfalls nicht moglich.
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4. Gelegentliche Arbeitnehmeriiberlassung

Nach § 1 Absatz 3 Nummer 2a AUG ist das Arbeitnehmeriiberlassungsgesetz im Wesentlichen auf die Arbeit-
nehmeriiberlassung zwischen Arbeitgebern nicht anzuwenden, wenn die Uberlassung ,,nur gelegentlich erfolgt
(§ 1 Absatz 3 Nummer 2a AUG) und der Arbeitnehmer nicht zum Zweck der Uberlassung eingestellt und be-
schéftig wird.

Nach Auskunft der Bundesagentur fiir Arbeit ergibt sich aus Anfragen bei den Agenturen fiir Arbeit, dass Unsi-
cherheiten bei der Beurteilung bestehen, ob die Voraussetzungen des Tatbestandes vorliegen. Dabei geht es ins-
besondere um die Bewertung, ob die Uberlassung ,,nur gelegentlich® (s. 0.) ist. Da einschligige Rechtsprechung
hierzu noch nicht vorliegt, verweisen die Agenturen fiir Arbeit auf die Geschiftsanweisung (GA) zum AUG
(Punkt 1.3.3) und die amtliche Gesetzesbegriindung (Bundestagsdrucksache 17/4804). Danach ist der Rechtsbe-
griff ,,gelegentlich™ durch die Rechtsprechung zum Begriff der GewerbsmiBigkeit zum Arbeitnehmeriiberlas-
sungsgesetz in der Fassung bis zum 30. November 2011 hinreichend bestimmt (siche Bundesarbeitsgericht, Urteil
vom 2. Juni 2010, Aktenzeichen 7 AZR 946/08, Rn. 19, 26). Das Merkmal bezweckt, Bagatellfille von dem Er-
laubniserfordernis zu befreien. Vor dem Hintergrund des Ausnahmecharakters und des Schutzzwecks des Arbeit-
nehmeriiberlassungsgesetzes sind jedoch strenge Anforderungen zu stellen.

5. Deutsch-auslandische Gemeinschaftsunternehmen

Von der Ausnahmeregelung fiir deutsch-ausléndische Gemeinschaftsunternehmen nach § 1 Absatz 3 Nummer 3
AUG wurde im Berichtszeitraum nach Mitteilung der Bundesagentur fiir Arbeit kein Gebrauch gemacht.

6. Anzeige der Uberlassung

Nach § 1a AUG konnen Arbeitgeber mit weniger als 50 Beschiftigten zur Vermeidung von Kurzarbeit oder Ent-
lassungen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die nicht zum Zwecke der Uberlassung eingestellt oder be-
schiftigt werden, ohne Verleiherlaubnis bis zu zwdlf Monaten an Entleiher iiberlassen, wenn sie die Uberlassung
der Erlaubnisbehorde vorher schriftlich angezeigt haben. Fiir die Anzeige entstehen keine Kosten.

Im Berichtszeitraum 2009 bis 2012 wurden der Bundesagentur fiir Arbeit bundesweit insgesamt 2 652 Anzeigen
erstattet. Dies sind 384 Anzeigen mehr als im vorherigen Berichtszeitraum von 2005 bis 2008. Die Entwicklung
im aktuellen Berichtszeitraum zeigt folgende Ubersicht:

Tabelle 4

Anzeige der Uberlassung nach § 1a AUG von 2009 bis 2012

Jahr Anzahl
2009 657
2010 653
2011 668
2012 674
Gesamt 2652

7. Arbeitnehmeriiberlassung durch steuerbegiinstigte Kérperschaften

Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Arbeit hat der Bundesagentur fiir Arbeit mit Schreiben vom 7. No-
vember 2005 mitgeteilt, dass die obersten Finanzbehdrden des Bundes und der Lander die Beschéftigung und die
Uberlassung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern als wirtschaftlichen Geschiftsbetrieb (§ 14 Abgaben-
ordnung - AO) ansehen. Ein steuerbegiinstigter Zweck (§§ 52 bis 54 AO) wird dadurch nicht verwirklicht. Nur
wenn die Voraussetzungen fiir einen Zweckbetrieb (§§ 65 ff AO) gegeben sind, ist die Uberlassung von Arbeits-
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kréften von der Steuerbegiinstigung der Korperschaft mitumfasst. Ansonsten ist dieser wirtschaftliche Geschifts-
betrieb steuerpflichtig. Dies hat zur Folge, dass grundsétzlich jeder Verleih von Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern — auch durch steuerbegiinstigte Korperschaften — als gewerbsméBig zu behandeln ist und einer Erlaubnis
nach dem Arbeitnehmeriiberlassungsgesetz bedarf. Von erlaubnisfreier Arbeitnehmeriiberlassung durch steuerbe-
giinstige Korperschaften konnte damit nur noch in sehr wenigen Ausnahmeféllen ausgegangen werden, zum Bei-
spiel wenn die Voraussetzungen eines Zweckbetriebes im Sinne der §§ 65 ff. AO vorlagen. Im aktuellen Be-
richtszeitraum hat nach Angaben der Bundesagentur fiir Arbeit die Arbeitnehmeriiberlassung durch steuerbegiins-
tigte Kdrperschaften weiter stark abgenommen.

Mit der am 1. Dezember 2011 in Kraft getretenen Anderung des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes kommt es
auf die GewerbsmiBigkeit der Arbeitnehmeriiberlassung fiir die Erlaubnispflicht nicht mehr an. Erlaubnispflicht
liegt vor, wenn Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer von ihrem Arbeitgeber im Rahmen seiner wirtschaftlichen
Tatigkeit {iberlassen werden, unabhéngig davon, ob er Erwerbszwecke verfolgt oder nicht. Damit ist regelméBig
jede Arbeitnehmeriiberlassung von gemeinniitzigen Organisationen erlaubnispflichtig. Es sei denn, die Voraus-
setzungen der gelegentlichen Uberlassung nach § 1 Absatz 3 Nummer 2a liegen vor und der Arbeitnehmer wird
nicht zum Zweck der Uberlassung eingestellt und beschiftigt.

E. Entwicklung der Arbeithehmeriiberlassung
.  Verleihbetriebe

1. Anzahl

Im zweiten Halbjahr 2012 gab es bundesweit insgesamt 18 024 Verleihbetriebe mit mindestens einer Leiharbeit-
nehmerin oder einem Leiharbeitnehmer. Im Vergleich zum zweiten Halbjahr 2008 (15 581), also zum Ende des
letzten Berichtszeitraums, entspricht das einem Anstieg um rund 16 Prozent. Statistisch erfasst werden seit dem
zweiten Halbjahr 2006 nur Verleihbetriebe mit mindestens einer Leiharbeitnehmerin oder einem Leiharbeitneh-
mer. Die in Kapitel D genannte Zahl der Erlaubnisse ist nicht identisch mit der Zahl der Verleihbetriebe, da Ver-
leiher fiir rechtlich unselbststindige Zweigniederlassungen eigene Meldungen abgeben und diese Niederlassun-
gen als eigene Verleihbetriebe gelten konnen.

11 218 Verleihbetriebe mit mindestens einer Leiharbeitnehmerin oder einem Leiharbeitnehmer waren im zweiten
Halbjahr 2012 ausschlieBlich oder {iberwiegend in der Arbeitnehmeriiberlassung titig. Gegeniiber dem vergleich-
baren zweiten Halbjahr 2008 (10 085) entspricht das einem Anstieg um rund 11 Prozent. Die Zahl der sog.
Mischbetriebe (Betriebe, die nicht nur im Verleih sondern iiberwiegend in anderen Branchen tétig sind) mit min-
destens einer Leiharbeitnehmerin oder einem Leiharbeitnehmer lag im zweiten Halbjahr 2012 bei 6 806. In der
zweiten Halfte des Jahres 2008 waren es erst 5 496. Damit ist die Zahl der Mischbetriebe mit mindestens einer
Leiharbeitnehmerin oder einem Leiharbeitnehmer im Berichtszeitraum um 1 310 Betriebe gestiegen. Dies ent-
spricht einem Anstieg von rund 24 Prozent.

Das Verhiltnis zwischen Verleihbetrieben einerseits, die ausschlielich oder iiberwiegend Arbeitnehmeriiberlas-
sung betreiben, und Mischbetrieben andererseits blieb im Vergleich zum Berichtszeitraum 2005 bis 2008 nahezu
unverdndert. Zum Stand vom 31. Dezember 2012 betreiben 62 Prozent der Verleihbetriebe ausschlieliche bzw.
iiberwiegende Arbeitnehmeriiberlassung (2008: 65 Prozent). 38 Prozent sind Mischbetriebe (2008: 35 Prozent).

Die Entwicklung der Verleihbetriebe im Zeitraum vom 2. Halbjahr 2006 bis zum 2. Halbjahr 2012 ergibt sich aus
der nachfolgenden Ubersicht.
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Abbildung 1

Verleihbetriebe im Zeitraum 2. Halbjahr 2006 bis 2. Halbjahr 2012
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Quelle: Bundesagentur fiir Arbeit

2. GroRe

Im Berichtszeitraum 2009 bis 2012 gehdren die meisten Verleihbetriebe zu den Klein- und Kleinstunternehmen
(bis 50 Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer). Ihr Anteil liegt bei 75 Prozent. Hierbei beschiftigen 40
Prozent weniger als 10 Leiharbeitskrifte. 25 Prozent der Verleihbetriebe haben 50 und mehr Leiharbeitnehmerin-
nen und Leiharbeitnehmer. Der Anteil hat sich im Vergleich zum Vorberichtszeitraum kaum veréndert. 24 Pro-
zent der Verleihbetriebe hatten im zweiten Halbjahr 2008 50 und mehr Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeit-
nehmer, 76 Prozent der Verleihbetriebe weniger als 50 beschéftigt.

Unterschiede in Bezug auf die Unternechmensgrofe gibt es im Berichtszeitraum 2009 bis 2012 weiter zwischen
Verleihbetrieben, die ausschlielich oder iiberwiegend Arbeitnehmeriiberlassung betreiben, und den Mischbetrie-
ben. Bei den erstgenannten Betrieben beschéftigten im 2. Halbjahr 2012 lediglich 22 Prozent weniger als zehn
Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer; im Gegensatz dazu sind es bei den Mischbetrieben 71 Prozent. 36
Prozent der Verleihbetriebe, die ausschlieBlich oder iiberwiegend in der Arbeitnehmeriiberlassung tétig sind,
haben 50 und mehr Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmern. Bei Mischbetrieben liegt dieser Anteil nur
bei 8 Prozent. Diese Anteile sind im Vergleich zum Vorberichtszeitraum 2005 bis 2008 nahezu unverindert.
Arbeitnehmeriiberlassung wird somit weiterhin iiberwiegend von Klein- und Mittelstdndischen Unternehmen
(KMU) betrieben und die Zeitarbeitsbranche ist mittelstdndisch gepragt.
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3. Regionale Schwerpunkte

Der Regionaldirektion der Bundesagentur fiir Arbeit mit den hdchsten Zahlen an Verleihbetrieben in ihrem Be-
zirk waren Ende 2012 Nordrhein-Westfalen (mit 4 020 Verleihbetrieben, 22 Prozent aller Verleihbetriebe), Bay-
ern (mit 3 137 Verleihbetrieben bzw. 17 Prozent), Baden-Wiirttemberg (mit 2 391 bzw. 13 Prozent) sowie Nie-
dersachsen-Bremen (mit 2 016 bzw. 11 Prozent) (siche Tabelle 7 im Anhang). Die regionalen Schwerpunkte
haben sich im Vergleich zum vorangegangenen Berichtszeitraum zum Teil verdndert, vermutlich bedingt durch
Veranderungen in der Nachfrage von Zeitarbeit der in den Regionen ansissigen Kundenbetrieben. Die Regional-
direktion Hessen ist mit 1 795 Verleihbetrieben an fiinfter Position. Die regionale Zuordnung richtet sich nach
dem Sitz des Hauptbetriebs.

Il. Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer
1. Anzahl

Die Entwicklung der Zahl der Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer im Berichtszeitraum 2009 bis 2012
ergibt sich aus der nachfolgenden Ubersicht:

Abbildung 2

Durchschnittliche Zahl der Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer im Zeitraum 2007 bis 2012,
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Quelle: Bundesagentur fiir Arbeit

Im Jahresdurchschnitt ist die Zahl der Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer im Berichtszeitraum von
2009 bis 2011 von 625 411 auf 881 728 gestiegen. Im Jahr 2012 waren 877 599 Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer und damit im Jahresdurchschnitt 4 129 weniger als im Jahr 2011 als Leiharbeitnehmerinnen und Leihar-
beitnehmer beschiftigt. Die Auswirkungen der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise hatten zu einem Riickgang
der Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer von 673 768 im Dezember 2008 auf 609 720 im Juni 2009
geflihrt. Im Dezember 2009 war die Zahl bereits wieder auf 632 377 angestiegen. Unabhéngig von saisonbeding-
ten Schwankungen stieg die Zahl der Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer bis zum August 2011 an. Der
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absolute Hochststand der Beschéftigtenzahlen in der Zeitarbeit wurde in diesem Monat mit 927 103 Leiharbeit-
nehmerinnen und Leiharbeitnehmern erreicht.

Im Dezember 2012 lag die Zahl der Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer bei 822 379. Gegeniiber dem
Vorjahresmonat Dezember 2011 ist sie spiirbar um 49 347 gesunken. Im mehrjdhrigen Vergleich befinden sich
die Zahlen von Dezember 2012 jedoch weiterhin auf einem hohen Niveau.

Die Dynamik der Zeitarbeitsbranche wird auch an den Bewegungszahlen sichtbar. Wéhrend im zweiten Halbjahr
2008 noch 481 625 Arbeitsverhéltnisse neu begriindet wurden, lag die Vergleichszahl - wegen der Auswirkungen
der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise - im ersten Halbjahr 2009 nur noch bei 354 682. Ab dem zweiten
Halbjahr 2009 stieg die Zahl der neu begriindeten Arbeitsverhéltnisse jedoch wieder an und lag im zweiten Halb-
jahr 2010 bei 581 959 Bis zum zweiten Halbjahr 2012 ging die Zahl der neu begriindeten Leiharbeitsverhaltnisse
wieder zuriick. Zwischen Juli und Dezember wurden nur noch 481 396 Arbeitsverhéltnisse mit Leiharbeitnehme-
rinnen und Leiharbeitnehmern abgeschlossen.

Diesen neu begriindeten Arbeitsverhéltnissen stehen im Berichtszeitraum von 2009 bis 2012 die beendeten Ar-
beitsverhéltnisse gegeniiber. Im zweiten Halbjahr 2008 und damit in der Anfangsphase der Finanz- und Wirt-
schaftskrise wurden 667 373 Arbeitsverhéltnisse beendet. Im ersten Halbjahr 2009 lag diese Zahl bei 437 469. Im
zweiten Halbjahr 2011, in dem auch der bisher maximale Hochststand der Zahl der Leiharbeitnehmerinnen und
Leiharbeitnehmer erreicht wurde, wurden 702 458 Arbeitsverhéltnisse beendet. Im zweiten Halbjahr 2012 waren
es 658 146.

Der Anteil der Frauen, die als Leiharbeitnehmerinnen beschéftigt sind, ist von Dezember 2008 von 28 Prozent
auf 30 Prozent im Dezember 2012 angestiegen. Die Zeitarbeit bleibt aber weiter von mannlichen Leiharbeitneh-
mern dominiert, wenn auch ihr Anteil seit dem Jahr 2002 kontinuierlich abnimmt. Im Jahr 2002 lag der Anteil der
ménnlichen Leiharbeitnehmer bei 77 Prozent; im Dezember 2012 sind es nur noch knapp 70 Prozent. Der geringe
Anteil der Frauen in der Zeitarbeit ldsst sich durch die Haupteinsatzbranchen (zum Beispiel Metallerzeugung, -
bearbeitung, Metallbau; Maschinen- und Fahrzeugtechnikberufe) erkléren, in denen schon in den Stammbeleg-
schaften vorwiegend ménnliche Beschéftigte titig sind. Allerdings gewinnen in der Zeitarbeit andere Branchen,
wie zum Beispiel die Bereiche Gesundheit, Soziales, Lehre und Erziehung, an Bedeutung, in denen iiberwiegend
Frauen in den Kundenunternehmen tétig sind. Nach Auswertungen der Bundesagentur fiir Arbeit betrégt der An-
stieg der Zahl der Leiharbeitnehmerinnen in diesen Branchen im Dezember 2012 im Vergleich zum Dezember
2011 24 Prozent. Dies trug auch merklich zum Anstieg des Anteils der weiblichen Beschiftigten in der Zeitarbeit
bei.

Der Anteil der ausldndischen Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer liegt am Ende des Berichtszeitraums
bei 17 Prozent (Dezember 2012). Im Dezember 2008 zéhlten 13 Prozent der Leiharbeitnehmerinnen und Leihar-
beitnehmer zu den auslédndischen Beschiftigten.

Die regionale Verteilung der Zahl der Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer korrespondiert mit den regi-
onalen Schwerpunkten der Verleihbetriebe (vgl. Punkt 1.3). Schwerpunkte bilden Ende Dezember 2012 die Bun-
deslander Nordrhein-Westfalen mit 192 408 Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer und einem Anteil von
23,4 Prozent an deren Gesamtzahl, Bayern mit 124 968 Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmern bzw.
einem Anteil von 15,2 Prozent und Baden-Wiirttemberg mit 96 577 in Leiharbeit Beschiftigten bzw. einem An-
teil von 11,7 Prozent. In diesen drei Bundesldandern sind rund 50 Prozent der Leiharbeitnehmerinnen und Leihar-
beitnehmern insgesamt beschéftigt. Im Vergleich zum Vorberichtszeitraum von 2005 bis 2008 haben sich bis
Dezember 2012 keine nennenswerten Verdnderungen hinsichtlich der regionalen Verteilung ergeben.

Der Anteil der in der Zeitarbeit sozialversicherungspflichtig Beschiftigten an allen sozialversicherungspflichtig
Beschiiftigten lag zu Beginn des Jahres 2008 bei 2,4 Prozent (Stichtag: 31. Marz 2008) . Wegen des deutlichen
Riickgangs der Zahl der Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer, der durch die globale Finanz- und Wirt-
schaftskrise verursacht war, ist der Anteil an der Zeitarbeit an der sozialversicherungspflichtigen Beschiftigung
in der ersten Hélfte des Jahres 2009 auf 1,9 Prozent gesunken (Stichtag 31. Mérz und 30. Juni 2009). Seit dem
zweiten Halbjahr 2009 ist die Zahl der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der Zeitarbeit und damit ihr An-
teil an der sozialversicherungspflichtigen Beschiftigung jedoch erneut angestiegen. Den bisherigen Hochstwert
erreichte der Anteil der Zeitarbeit an der sozialversicherungspflichtigen Beschéftigung im Sommer 2011 mit

Bei der Beschiftigungsstatistik der BA werden die sozialversicherungspflichtigen Arbeitnehmer und damit sowohl Leiharbeit-
nehmer als auch das interne Personal von Verleihern (Disponenten, etc.) erfasst. Die Beschéftigtenstatistik liefert im Gegensatz
zur ANUSTAT keine Informationen zur Leiharbeit {iber Unternehmen, deren wirtschaftlicher Schwerpunkt nicht ausschlieBlich
oder iiberwiegend die Arbeitnehmeriiberlassung ist (Mischbetriebe).
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2,9 Prozent aller sozialversicherungspflichtig Beschéftigten (Stichtag 30. Juni und 30. September 2011). Die
Beschiftigtenzahlen in der Zeitarbeit gingen bis zum Ende des Jahres 2012 zuriick. Ende 2012 betrug der Anteil
aller sozialversicherungspflichtigen Beschéftigten 2,5 Prozent.

Die geringfiigige Beschiftigung spielt in der Zeitarbeit nur eine untergeordnete Rolle. Sie ist zwar von 69 140
Beschiftigten im Dezember 2008 auf 92 231 Beschiftigte im Dezember 2011 angewachsen. Im Vergleich zwi-
schen Dezember 2011 und Dezember 2012 waren dann aber wieder 6 479 geringfiigig Beschéftigte weniger in
der Zeitarbeit beschiftigt. Bei der Bewertung der geringfligigen Beschéftigung in der Arbeitnehmeriiberlassung
ist zu beriicksichtigen, dass von den geringfiigig Beschéftigten im Dezember 2012 immerhin 39 Prozent (33 000)
eine geringfiigige Beschiftigung als Nebenjob neben einer sozialversicherungspflichtigen Beschiftigung ausiib-
ten.

2. Einsatzfelder der Zeitarbeit

Die Arbeitnehmeriiberlassungsstatistik der Bundesagentur fiir Arbeit wurde ab dem Berichtszeitraum 2. Halbjahr
2011 auf die Klassifizierung der Berufe 2010 (,,K1dB 2010%) umgestellt. Eine Umstellung von statistischen Daten
zur Arbeitnehmertiberlassung fritherer Berichtszeitraume auf die KIdB 2010 ist nach Auskunft der Bundesagentur
fiir Arbeit nicht moglich, da es wegen der hohen Aggregationsebene der erfassten Daten keinen sinnvollen Um-
steigeschliissel von der Klassifizierung der Berufe von 1988 auf die von 2010 gibt. Ein Vergleich zum Vorbe-
richtszeitraum 2005 bis 2008 ist damit nicht aussagekriftig.

Im Dezember 2011 sind rund 50 Prozent der Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer hauptsichlich in Be-
rufen der Rohstoffgewinnung, Produktion oder Fertigung tétig, im Dezember 2012 waren es 47 Prozent (siche
Tabelle 13 im Anhang). Zu diesen Berufen gehdren Metallerzeugung, -bearbeitung, Metallbau, Maschinen- und
Fahrzeugtechnikberufe sowie Mechatronik-, Energie- und Elektroberufe. An zweiter Stelle stehen Tétigkeiten im
Berufsfeld Verkehr, Logistik, Schutz und Sicherheit mit einem Anteil von 22 Prozent der Leiharbeitnehmerinnen
und Leiharbeitnehmer im Dezember 2012 (Dezember 2011: 21 Prozent). An dritter Stelle findet man das Berufs-
feld Unternehmensorganisation, Buchhaltung, Recht und Verwaltung mit einem Anteil von 9 Prozent (Dezember
2011: 9 Prozent). Der Anteil im Berufsfeld Gesundheit, Soziales, Lehre und Erziehung ist im Vergleich von De-
zember 2011 von rund 5 Prozent auf 6 Prozent im Dezember 2012 gestiegen. Moglicherweise geht dieser An-
stieg auf die vermehrte Nachfrage von Fachkriften im Gesundheitswesen (z.B. im Pflegebereich) zuriick, die sich
auch auf die Zeitarbeit auswirkt.

3. Dauer der Arbeitsverhaltnisse

In der Arbeitnehmeriiberlassungsstatistik der Bundesagentur fiir Arbeit wird statistisch die Dauer der zwischen
Verleihern einerseits und Leiharbeitnehmerinnen sowie Leiharbeitnehmern andererseits abgeschlossenen Ar-
beitsverhéltnisse bis zu deren tatsdchlichem Ende erfasst. Dabei wird die Dauer der Arbeitsverhéltnisse in drei
Kategorien eingeteilt: unter einer Woche, eine Woche bis unter drei Monate sowie drei Monate und lianger. Im
aktuellen Berichtszeitraum von 2009 bis 2012 zeigt sich, dass die Leiharbeitsverhéltnisse nach wie vor zu einem
hohen Anteil von kurzer und sehr kurzer Dauer von bis zu drei Monaten sind (siche Tabelle 10 im Anhang). Nach
Auswertungen der Bundesagentur flir Arbeit dauern Arbeitsverhiltnisse in allen Branchen auf3erhalb der Zeitar-
beit schdtzungsweise flinfmal ldnger als Arbeitsverhéltnisse in der Zeitarbeit.
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Abbildung 3

Beendete Arbeitsverhiltnisse zwischen Verleihern einerseits und Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeit-

nehmern andererseits nach der Dauer ihres Arbeitsverhiltnisses
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Quelle: Bundesagentur fiir Arbeit

Abbildung 4

Beendete Arbeitsverhiltnisse zwischen Verleihern einerseits und Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeit-
nehmern andererseits nach der Dauer ihres Arbeitsverhiltnisses (Geschlechtsspezifische Anteile)
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Quelle: Bundesagentur fiir Arbeit

Der Anteil der im Berichtszeitraum beendeten Arbeitsverhéltnisse von unter einer Woche liegt zwischen neun bis
elf Prozent. Eine wesentliche Anderung zum Vorberichtszeitraum von 2005 bis 2008 ist nicht zu beobachten.

Im 1. Halbjahr

2009 dauerten rund 56 Prozent der beendeten Arbeitsverhéltnisse drei Monate und ldnger. Im

2. Halbjahr 2009 lag dieser Anteil nur bei rund 39 Prozent, sodass rund 61 Prozent der beendeten Arbeitsverhalt-
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nisse weniger als drei Monaten dauerten. Erst im Juni 2011 verdnderte sich der Anteil dahingehend, dass rund 49
Prozent der Leiharbeitsverhiltnisse kiirzer als drei Monaten dauerten und rund 51 Prozent auch lianger. Von den
im zweiten Halbjahr 2012 ausgelaufenen Arbeitsverhdltnissen dauerten 49 Prozent weniger als drei Monate, 51
Prozent hatten drei Monate oder langer bestanden.

Die Dauer der Arbeitsverhéltnisse von Frauen und Ménnern in der Zeitarbeit unterscheidet sich nur wenig. Auf-
fallig ist aber, dass Arbeitsverhdltnisse von Frauen hédufiger als die der Ménner unter einer Woche enden und
weniger hdufig ldnger als drei Monate und mehr dauern. Im Dezember 2012 dauerten rund 52 Prozent der bei
Mainnern beendeten Arbeitsverhiltnisse ldnger als drei Monate und mehr, bei den Frauen lag dieser Anteil bei 49
Prozent. Im Gegenzug dauerten rund 11 Prozent der Arbeitsverhdltnisse bei Frauen weniger als eine Woche, bei
den Ménnern waren es nur rund 8 Prozent.

Mit den vorhandenen Daten der Arbeitnehmeriiberlassungsstatistik ist nicht quantifizierbar, ob und gegebenen-
falls in welchem Umfang mehrfach mit dem gleichen Verleiher Arbeitsverhiltnisse eingegangen werden und
welche Zeitriume zwischen den einzelnen Arbeitsverhiltnissen liegen.

4. Beschaftigungsstatus vor der Zeitarbeit

Zeitarbeit bietet Arbeitslosen, Berufseinsteigerinnen und Berufseinsteigern sowie Berufsriickkehrenden Beschaf-
tigungsperspektiven. 63 Prozent der neu abgeschlossenen Zeitarbeitsverhiltnisse im zweiten Halbjahr 2012 wur-
den mit Personen geschlossen, die unmittelbar zuvor keine Beschiftigung ausiibten bzw. noch nie beschéftigt
waren (siche Tabelle 9 im Anhang). Zu Beginn des Berichtszeitraums betrug dieser Anteil im zweiten Halbjahr
2009 rund 64 Prozent. Am Ende des vorangegangenen Berichtszeitraums (im zweiten Halbjahr 2008) lag die
Vergleichszahl bei 61. Der Anteil hat sich somit im Vergleich zum Vorberichtszeitraum nicht signifikant geédn-
dert.

Der Anteil der Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer, bei denen die letzte Beschéftigung ein Jahr und
mehr zuriicklag, ist im Berichtszeitraum auf rund 8 Prozent im zweiten Halbjahr 2012 gesunken (zweites Halb-
jahr 2008: 10 Prozent), was mit der positiven Entwicklung des Arbeitsmarkts erkldrt werden kann. Der Anteil der
Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer, die vor ihrem Arbeitsverhdltnis mit einem Verleiher iiberhaupt
noch nicht beschéftigt waren, ist im Berichtszeitraum sogar leicht gestiegen. Im zweiten Halbjahr 2012 betrug der
Anteil rund 11 Prozent im zweiten Halbjahr 2008 rund 9 Prozent. Zeitarbeit hat somit an Bedeutung fiir Berufs-
einsteiger etwas gewonnen.

Von den im zweiten Halbjahr 2012 neu zugegangenen Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer, die erstma-
lig mit einem Verleiher ein Vertragsverhéltnis begriindeten, waren rund 37 Prozent unmittelbar vorher beschif-
tigt. Am Ende des vorangegangenen Berichtszeitraums (zweites Halbjahr 2008) waren es 39,4 Prozent. Damit hat
sich der Anteil der unmittelbar vorher Beschiftigten unter den erstmalig bei einem Verleiher beschiftigten Leih-
arbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmern kaum verindert. Nicht erfasst werden im Ubrigen die Fille, in denen
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer erneut mit demselben Verleiher ein Vertragsverhéltnis begriinden, so dass
die Prozentwerte nicht alle neu zugegangenen Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer erfassen, sondern
die tatsdchliche Entwicklung unterzeichnen.

F. Arbeitsmarktpolitische Bedeutung der Arbeitnehmeriiberlassung

Die Entwicklung der Zeitarbeit im Berichtszeitraum 2009 bis 2012 zeigt, dass die Arbeitnehmeriiberlassung als
ein Element des Arbeitsmarktes weiter an Bedeutung gewonnen hat.

Die Zahl der Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer hat sich ausgehend von 760 604 im Jahresdurch-
schnitt 2008 bis auf 881 728 im Jahresdurchschnitt 2011 erhéht. Im Jahr 2012 ist die Zahl der Leiharbeitnehme-
rinnen und Leiharbeitnehmer im Jahresdurchschnitt auf 877 599 leicht zuriickgegangen. .

Die Entwicklung der Beschiftigungszahlen in der Zeitarbeit spiegelt die hohe Konjunkturanfalligkeit dieser Be-
schiftigungsform wider. In der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/2009 hat sich mit dem zeitweilig
starken Riickgang der Zahl der Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer gezeigt, dass die Beschéftigung in
der Arbeitnehmeriiberlassung als Friihindikator auf Anderungen der konjunkturellen Rahmenbedingungen rea-
gierte. Im weiteren Verlauf dieser Krise wurden fiir die Zeitarbeit befristet Kurzarbeitsregelungen geschaffen, die
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den dortigen Personalabbau abmilderten. Nach dem Ende der Krise erfolgte der Beschéftigungsaufbau in der
Zeitarbeit schnell.

Auch die Auswertungen der Bundesagentur fiir Arbeit (Broschiire der Bundesagentur fiir Arbeit ,,Zeitarbeit in
Deutschland - Aktuelle Entwicklungen®, Juli 2013) zeigen, dass Zeitarbeit zu Beginn der Phase eines konjunktu-
rellen Aufschwungs ansteigt, solange das Vertrauen in einen Aufschwung noch nicht gefestigt ist. Zeitarbeit tragt
so dazu bei, eine positive konjunkturelle Entwicklung schnell in mehr Beschéftigung umzusetzen, allerdings
auBlerhalb der Stammbelegschaften. Sofern der Aufschwung anhélt, wéchst das Vertrauen der Unternehmen in die
konjunkturelle Entwicklung. Dann stellen die Unternehmen mehr Stammpersonal ein. Sobald eine konjunkturelle
Abschwungphase einsetzt, werden die ersten Folgen dieser wirtschaftlichen Entwicklung bei der Zeitarbeit er-
kennbar. Bevor Unternehmen ihre Stammbeschéftigten entlassen, werden sie in der Regel die Inanspruchnahme
von Zeitarbeit reduzieren. Daraus kann aber nicht ausnahmslos die Schlussfolgerung gezogen werden, dass ein
Beschiftigungsriickgang oder sogar Konjunkturriickgang bevorsteht, wenn die Beschiftigung in der Zeitarbeit
riicklaufig ist. Griinde fiir diesen Beschéftigungsriickgang in der Zeitarbeit konnen auch sein, dass Leiharbeit-
nehmerinnen und Leiharbeitnehmer in Stammbelegschaften der Kundenbetriebe iibernommen werden oder an-
derweitige Beschéftigungen aullerhalb der Zeitarbeit aufnehmen oder sich die Dauer der Beschéftigungsverhalt-
nisse in der Zeitarbeit verldngert.

Fiir Arbeitslose, Berufseinsteigerinnen und Berufseinsteiger, Berufsriickkehrerinnen und Berufsriickkehrer, Wie-
dereinsteigerinnen und Wiedereinsteiger sowie Geringqualifizierte kann Arbeitnehmeriiberlassung eine Beschif-
tigungsperspektive bieten. Zeitarbeit ist dabei insbesondere fiir Arbeitsuchende mit schwierigen Arbeitsmarkt-
chancen, insbesondere fiir gering Qualifizierte ein arbeitsmarktpolitisches Instrument, um den Einstieg in Arbeit
zu erreichen.

Das Institut fiir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur fiir Arbeit (IAB) hat in diesem Zusam-
menhang die Briickenfunktion der Zeitarbeit untersucht und die Ergebnisse in einem [AB-Kurzbericht Nummer
13/2010 verdffentlicht. Die Studie kommt zu dem Ergebnis, dass sich die Aufnahme von Zeitarbeit fiir Langzeit-
arbeitslose als eine Option erweist, die den Zugang zum Arbeitsmarkt erleichtert. Zeitarbeit erhoht ferner die
Wabhrscheinlichkeit, spéter auch in anderen Branchen Beschiftigung zu finden. Allerdings schaffen es danach nur
sieben Prozent der vormals Arbeitslosen im Zweijahreszeitraum in der Zeitarbeit in einer Branche auflerhalb der
Zeitarbeit liberwiegend beschéftigt zu bleiben und auf Dauer nicht mehr in der Zeitarbeit titig zu sein. Weitere 8
bis 13 Prozent erreichen einen Ubergang in Beschiftigung in Kombination mit weiteren Zeitarbeitsperioden. Die
Briickenfunktion der Zeitarbeit wird somit vom [AB gewiirdigt, wenn auch nur als ,,schmaler Steg™ bezeichnet.
Das TAB zeigt in seinem Forschungsbericht zum Thema ,,Arbeitnehmeriiberlassung® vom 29. Mai 2009 aber
auch auf, dass Arbeitslose durch eine Tétigkeit in der Zeitarbeit ihre Chancen, zukiinftig {iberhaupt in Arbeit zu
sein, verbessern konnen.

Das IAB hat in einem weiteren Kurzbericht zum Thema Zeitarbeit ,,Zusétzliche Jobs, aber auch Verdringung*
(Nummer 2/2013) im Wesentlichen festgestellt, dass mit das wichtigste Motiv fiir Entleiher, Zeitarbeit einzuset-
zen, die hohere personalpolitische Flexibilitdt ist. Substitutionseffekte der Zeitarbeit seien allerdings, so die [AB-
Studie, schwer zu messen. Einen ersten Ansatz hierfiir hat das JAB im Rahmen des fiir das Bundesministerium
fiir Arbeit und Soziales in den Jahren 2008 und 2009 durchgefiihrten Forschungsvorhabens zum Thema "Arbeit-
nehmeriiberlassung" entwickelt. So hat sich das IAB erneut mit der Frage auseinandergesetzt, ob und inwieweit
Zeitarbeit reguldre Beschiftigung verdringt und/oder zusétzliche Beschéftigung schafft. Fiir die Untersuchungen
wird ein gesamtwirtschaftlicher Ansatz genutzt, der gemeinsame Einfliisse zum Beispiel von Konjunktur und
Arbeitsmarktnachfrage flir Zeitarbeit und reguldre Beschiftigung beriicksichtigt. Danach ist der Einsatz von
Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmern haufig zwar mit einem Beschéftigungsaufbau des
Entleihunternehmens verbunden, jedoch kann reguldre Beschéftigung auch durch Zeitarbeit verdringt werden.
Nach den Forschungsergebnissen des IAB ist jede zweite Stelle in der Zeitarbeit zusétzlich. Aufgezeigt wird aber
auch, dass Zeitarbeit Substitutionswirkungen gegeniiber Stammbelegschaften haben kann. Inwieweit dieser neue
wissenschaftliche Ansatz in der Arbeitsmarktforschung aufgegriffen und bewertet wird, diirfte weiteren wissen-
schaftlichen Studien vorbehalten sein.

In diesem Zusammenhang wie auch generell beschrénkt sich der vorliegende Bericht bewusst auf Forschungser-
gebnisse und statistische Daten, die seitens der Bundesagentur fiir Arbeit und des ihr zugehdrigen Instituts fiir
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung erstellt bzw. erarbeitet worden sind. Eine Gesamtbetrachtung von For-
schungsergebnissen zur Zeitarbeit ist im Rahmen dieses Berichts nicht zu leisten.

Im Berichtszeitraum wurde thematisiert, wie nachhaltig Beschiftigungsaufnahmen in der Zeitarbeit sind. Die
Nachhaltigkeit bestimmt sich danach, wie lange Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nach Aufnahme einer
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Beschiftigung beschéftigt sind. Zu diesem Diskussionspunkt liegen bisher wenige auswertbare Ergebnisse vor.
Die Bundesagentur fiir Arbeit hat in ihrem , Methodenbericht zu Beschiftigungsaufnahmen von Arbeitslosen
nach Wirtschaftszweigen und Nachhaltigkeit™ im Juni 2013 erstmals statistische Ergebnisse zu dieser Frage ver-
offentlicht. Danach ist die Nachhaltigkeit von Beschéftigungsaufnahmen in der Zeitarbeit niedriger als im Durch-
schnitt aller Branchen: Bei allen sozialversicherungspflichtigen Beschéftigungsaufnahmen — unabhingig von der
Branche — liegt der Anteil der nach sechs Monaten Beschiftigten um 9 Prozentpunkte, der Anteil der nach sechs
und zwolf Monaten Beschéftigten um 7 Prozentpunkte hoher als in der Zeitarbeit. Im Ergebnis wird aber festge-
stellt, dass die Auswertung Indizien dafiir liefert, dass die Eingliederung von Arbeitslosen in das Beschaftigungs-
system iiber Arbeitnehmeriiberlassung besser gelingt, als es die kurzen Beschiftigungszeiten aus der Arbeitneh-
meriiberlassungsstatistik auf den ersten Blick nahelegen. Aus dieser Statistik ist bekannt, dass rund die Hilfte der
Leiharbeitnehmer ihr Arbeitsverhéltnis iinnerhalb von drei Monaten beendet. Zudem wird in derselben Auswer-
tung der Bundesagentur fiir Arbeit festgestellt, dass in der Arbeitnehmeriiberlassung mit fast 20 Prozent im Ver-
gleich zu allen anderen Wirtschaftszweigen bei Weitem die meisten Beschéftigungsaufnahmen aus der Arbeitslo-
sigkeit erfolgen. Dargestellt wird aber auch, dass der Anteil des Zugangs aus Beschiftigung in Arbeitslosigkeit
bei der Arbeitnehmeriiberlassung bei etwa 15 Prozent liegt.

Die Arbeitnehmeriiberlassung war von erheblicher Bedeutung fiir die Dynamik auf dem Arbeitsmarkt. Im Ver-
gleich zum Jahr 2002 (289 850) ist die Zahl der neu begonnenen Beschiftigungsverhiltnisse im Jahr 2012
(481 396) um 66 Prozent gestiegen. Der Anteil der in der Zeitarbeitsbranche sozialversicherungspflichtig Be-
schéftigten an der Gesamtbeschiftigtenzahl lag im Berichtszeitraum bei maximal 2,7 Prozent.






Drucksache 18/673

— 35—

Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode

Tabellenanhang

yequy Jny Jnjusbesapung :8|1eND

089°S gLe Sl €109 Ly 9Lz ov 11072 86.°GL ywesabsu|
98¢ 8 0 v6€ 1896 610°02 1€ 8LL¢C 9681 €00°L 2L0zZ [exend ¢
Lve € 0 e GGG'6 €98'6L 6 166'L 168°L 916 ZL0Z [exenp ‘¢
Ste yx4 € [<7AS 9Sv'6 108'61 ¥9 zshe 092°L 6€6 2L0Z lexenp g
Lve 14’ 0 GG¢e ovZ'6 G2Ze6l 614 zlee 1281 00€’L 2L0Z [exenp °L
ale 14 0 Lve G606 ¥69'8L 4% 2s9¢C €92°L 60t 110Z [exend ‘¢
69¢ 44 l z6€ 9668 80’81 8¢ €69¢C 8191 Ggeo'L 110Z [eyend ‘¢
A% 8 l 145 SL6'8 8€6°LL Sl 119C 119} 986 1102Z [eyend ¢
9te |14 l 89¢ 98/.'8 12921 14 €s¥'e S0L'L 9€0'L 110Z [epenp °L
8c¢e yx4 l 9G¢ 9/9'8 89v°LL 4 692°¢C 999'L 968 0L0Z [exend ‘¢
G8¢ 0C l 90 G968 0sz'LL 9l 8veC 0291 196 0L0Z [exenp ‘¢
1G€ 124 l 9.€ 89Y'8 6€0°LL 0C 82eC 98G°L 6.8 0102 |exend g
G9¢ 14 l 16€ 0€'8 G891 8¢ v.€¢C 089'L 026 0L0Z |exenp ‘L
09¢ Sl 4 1€ S.1'8 65991 6l LS€C 6021 628 6002 [exend ‘¢
8EY 8¢ 4 89Y 086°.L ¥8¥'9L €€ €2zt 09G°L G68 6002 [exend ‘¢
PASS |14 0 8G¢ 9/8'L 69€°9L 8l €.€¢C 19%'L G.8 6002 [exend ‘g
gee 0¢ l 99¢ 1692 S.1°91 Sl cov'e ze9’L 196 6002 [exenp “L
o] 6 8 L 9 S ¥ € 4 3
siugnep3
ESEI usjnLepIM uswuwouab Js)e)supequn Jw Jwesebsu| siugnepg siugnepg abeljue eBenueneN
alapue jne -yoninz JweseBsu| (g 9yjedg) J9p Bunbesiap Jap Bunjieug -sbuniabuelian
uonep |leuenbsyyouag
(2 @yedg) uonep
assiugneg
ass|ugnep3 aus|jejebbom SUBPUBYIOA SpUSS|ELEND WY uesbunbipayi3 pun sbenuy
|lepenbsyyouag wj
(Z10Z 1e1enD "Al - 600Z 1e3END °|) 8SSIUgNEBYIBBA pun abesjuy
G 9I°qeL




Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode

— 36—

Drucksache 18/673

8¢ [44

c6¢e 8¢
(\[44 €0v
oLl S8

L6V (944
109 1SS
8El 0L
€88 €68
120l 096

ol 6

Jysw pun Gl | 6%l SI900L

SS
oL’

G171

vee
oLl

0L¢’L

6.¢

8vc'e

1esc

66 S!9 0§

6¢
G8¢

143%

€6
9eY

62G

443
128

E€v6

67 siq 0¥

VA
VA4

€ls

S9L
9€g

10L

[4v4
cLo'L

vich

6€ slq 0¢

19
¢lS

€€9

16¢
il

§00°}

413
98¢’

8€9’L
S

6¢ sl9 0¢

ulswysuyiegleyla ©* JW 8gaaquIala/ Jop |yezuy

uoAep

ol
929

99/

899

Lv0'L

S0L°L

86/

€91

LLv'e
4

6l slqol

yequy Jny Jnjusbesapung :8|leND

€69 G96 uidu
065 ves'y el
JBunssepagniswyauyagly pusbaimiagn
18P0 yol|gallyossne, yoemzsqauieg iep
€811l 68Y'S galeqblomz
‘IS1 gaaquIsie
Sigy L¥8°S uisu
258l ¥69'9 el
JBunssepagniswysuyagly puabaimiagn
J9pP0 Yol|gallyossne, yoamzsgauieg  iep
1909 Gegel zysjdney
‘IS gamaquisiep  "Aep
808t 9089 ulsu
[4 444 8LT'LL el
JBunssepagniswyauyagly pusbaimiagn
J9pO Yol|gelyossne, yoamzsqalyeg “lep
0SZ'. ¥20°8L HEmwwme_ agaleqyis|ieoN
€
68191
}oemzsgauieg
yjwesabsu|

(Z1L0Z JyelgeH °z) 1awyauliagiy pun usauuLIdWYaU}iaqly Jap puejsag Wap pun }yoamzsgalijog wap yoeu agqalijaqyialap

9 ajjeqeL



—-37-— Drucksache 18/673

Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode

€€
9¢
LS

74
8y
ol
SLL
SLi
1€
Z8
8€¢
e
/8
[44
0¢

14
x4
99
SLL
98
34
90¢
14
43
S

[F4
ol

Jyaw pun gL

134
6¢
09

9l
134
€l
29l
6L
1€
69
S0¢
9C
86
ce
4

62
e
8y
SLL
66
[474
SGlL
pA4
6L
4}

096
6

6¥1 s!9 001

16
8.
6ElL
[44
69
L1
VA%
€9¢
yee
0L
413
89S
124
€9¢
175
cL

98

/8

6¢l
6EY
¥8¢
8G1
L0€
€19
98¢
1243

les

6¢
Lc
6%
0¢
€¢
[44
b
ol
Lcl
Ly
19
144

06
0¢
14

ov
€€
8y
Y9l
ol
1S
68
5174
¢l
99

[4 £¥6
8

66 SI9 0§

L

6 s19 0%

[474
1€
cL
8¢
14
194
€C
g8l
991
Ly
06
6.2
14
8.
[44
8¢

67
67
29
10¢
vl
9.
0ol
16¢
oLlL
96

vie

LS
99
S6
yx4
VA
1S
8¢
(474
9€e
8.
oLl
€6¢
14
(443
8G
€€

€L

98

86

99¢
Sic
el
o€l
413
8.1
00}

3 8€9
9

6€ sIq 0¢

b

S

6¢ s!9 0¢

ulawyauyiagleyla * JW 8gal}equIBlIaA Jap [YeZuy

uoAnep

€6
S8
24"
8¢
S
L1
8v
€€
¥Ge
0L
YLl
8¢S
Se
1474
98
9

il
LEL
€el
334
6G€
651
pA4
62G
114
191

VLY

4

14

6l slq90l

6.1
60¢
vee
6
vel
€8l
€91
oee
€50’
Sve
clS
88y’
el
96/
er44
€91

- -

G6¢
9€e
olLe
0o¢’t
8G0°)
661
169
6€G°L
¥S8
[4ci4

0S¢,

6siq1

G9G
LGS
Lv6
€9¢
69¢€
[4%°]
€ee
9/8'¢
0S¢
061
oee’l
¥88°¢
Sle
8clL'L
68S
[434

373

€81

788

LELE
L6e'C
el
S6.L°1
020V
9l0¢
LELL

¥20'8l

jwesabsu|

(z1L0Z Jaqwiazaq L€ :6e3ys13g) Jopue pun uauoipjalipjeuoibay Jap uaylizeg yoseu

UaSSEPUAYOID Yoru agal}aqyIdlIdoA

alled @1equUapIONZ Jyolu [euoiBes Jsjunsep

yoquy Iy JnyusBesapung :9|1oND

uabuunyl
Jleyuy-ussyoes
uasyoesg
uiswwodiop-Binquaposy
Binquapuelg

uieg

pueuees

uieheg
Biaquiapinpn-uspeg
Zlejd-puejuisyy
uassaH
us[ej}Sap\-UIBYJPION
uswaig
uasyoesiapalN
Binquey
ula)s|oH-bimsa|yos

Jepug

uasyoes ay
usBuuny 1 Hleyuy-ussyoes ay
Binquepuelig-uiieg ay
wakeg ay
Braquisunp-uspeg ay
puelieeg/zjejd-puejuidyy ad
uassaH Ay
us|ejisep\-uleyIpION ay
uswiaig-uasyoesiapalN Qo
PION @y

(, PUElYOSINeQ

Japue / (Qy) uomalipleuciBay

L 9l19qeL



Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode

_ 38—

Drucksache 18/673

6.€¢C8
9¢L'L.L8
605°€C8
11€72€9

cl

Jaquiszaq

¥G1°G/8
¥56'916
0257998
cslel9

2

JaqUIBAON

cre688
126’816
Lyl 'vS8
168799

ol

13qopi0

£¥8'768
¥2¢.'G26
£€6€'958
117299

6

Jaquialdeg

(z1L0Z 1@aqwiazaq siq 600Z Jenuef) uldwyauliagieyla] pun usuuliswyaujiagieyia ue puejsag

09/°116
€01°L26
€Y9'EY8
WAL

8

1snbny

L0L'vi6
€69°L16
950'v¢8
619°GE9

L

Inr

€11°806
G¥G'606
€21°908
0¢.'609

9

unp

wneiez

v.1'168
198°€88
£02°09.
€66'€8G

S

e

196°898
808°¢G8
9/6°8L.L
¢60°08G

14

Iudy

1€£9'858
81G'6€8
085789
816'289
€

ZIelN

8Y1'9r8
Sly'ol8
¢l6'0v9
€6.2°109

4

Jenige4

082058
LE¥'908
20€'0€9
909°L€9

Jenuep

yoquy Jny Jnjuabesapung :8|loND
4204
L10C
01L0¢
600¢

' Jyer wi puejseg

8 dj|eqelL



—-39— Drucksache 18/673

Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode

b

N O N O N~ O

Jezoid
ut jlsjuy

¥80°€S
16G°9%
106'vS
868y
¢ve0s
€0.'6¢
068'v¢
oLe'se
98G°LY
LEL'CY

1Biyeyosaq
JY2I1U yoou
ydneysaqn

ol
ol
cl
L

oL
2

juszold
ul lejuy

S00°0¥
€L0'LY
¢LT9S
¢0€'6S
Sv6°L9
¢80'6S
1G6'8€
Geg'Le
61667
0€9'C9

Jyaw
pun yer |

uagababyne Bunbijeyosag 81z)9)

uonep

ovl'lie
8yi'eee
Sv6'EVe
06l°LLC
618°G9¢
126'99¢
GG/.'8l¢e
669291
G9G6°00¢C
189'G/¢

usjeuop
21 J8un
siq L

JOA

cs
SS
1]
1S
yAS]
09
9g
SS
cs
09

juszolid

1B1yeY0saq S)eiaq Jayny Jaqe

‘J9YJOA Jeqglapiwun yolu

Yy

1414
Lov'v.c
L1200¢€
c61°0€€
y9.°€e€
600'9¢€
90.°'LG¢
y2¢S'G61
¥8¥°05¢
11€°8€¢€

jwesabsu|

9¢
14
Le
°14
°14
€¢
14
14
8¢
€C

Juazold
ul [l

¥86'9¢|
€e8'vel
052°051
6.1Vl
clLoerl
906'9¢1
996'GLL
106°88

0ge'sel
Sv.'8cl

abne)
-squemig
abnsuos
sle

ol

ol
ol

ezold
ut iIejuy

uonep

1B1yeyosaq JoYIOA Jegiapiuun

" uaJem Jaylalia\ wnz sassiuleylansbesa saule Bunpunibag uabijewsisis Jap 1ag

€81°0S
SLL'vS
6.9'9S
100°LS
LYEvS
9G¢e’LS
[44°%°14
Ly0'SY
Geevs
€€6'8S

IETIETIEY
ualapue
189 Jawyau
-yegle
-y1e sje

Z10Z JyelqieH "Z siq 800Z JyelqieH “| wneiaz w

VA
9¢
LE
o1
e
€€
9¢
8¢
6€
€€

juszold

19V'21)
80061
6¢6°50C
08L°10C
€G6°L61
c9C'8LL
806’91
8¥6'€El
GGG'681
819°/81

jwesabsu|

Joquy Jny Jnjusbesapung :9leNY

96€°18Y
990°00S
L¥0'19G
0€5°6.S
656185
V.6°€¥S
Y0G°LGY
289'VGE
Gco'l8y
¢€1'89G

jwesabsu|

Bunbiyeyosag 1auabuebabueloA yoeu uiawyauliagieyia] pun uauuuawyauliagieyia] ue buebnz

JaquiazaQg
unp
Jaquiszaq
une
Jaquiszaq
unp
JaquezaQg
unp
JaquiazaQ

lunp

siq

[4394

L10e

0Loz

6002

8002

wnesezsaiyelqieH

6 alleqel



—40- Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode

Drucksache 18/673

514
4]
VA4
1S
144
8y
[44
€5
o
14

816'88
¥06'8.
G98'68
€68'8.
10€°2L
92899
8.8°09
€0.°69
€11°88
8vy'G9

JusZold | Jysw pun |juszold

Ul jIBjuy | SJBUOI € | Ul 181Uy

oy 9¢s'LL
Ge 188°¢S
44 6¥0°L8
8¢ 899'8G
St $52°08
(0)4 18¥°9S
Ly 71269
Ge A%14
194 LEV'ES
44 1SY°1L9
8)eUON €
Jeun siq
BUOOM |
uonep
uanelq

b
cl
L
2
2
cl
2
cl
L
€l

azoid
ut |lejuy

12502
y€9'81L
GGg'le
LG L
6€6'81
€€€9L
G091
651Gl
16¢°0C
1GL'8l

B8UO0M
| Jejun

Sv0'L8L
Gey'0G1
69Y°261
¢e0'sS1
Y61°9L1
9Y9'6€1
/91°9v%1
986°0€1
105°¢61
9G9°GY1

jwesab
-su|

cS
12
(94
1S
134
[44
8¢
yAS]
0S
514

Juszold
ut iLjuy

Jajuniep

96¢°LVC
9l0'vie
VATAR 14
0,9'60¢
105°S81
8€C'GEL
LoLeel
€¢6'GLL
€6¢°LEC
€€€°0LL

Jysw pun |juszoid

oy 102°€61
yAS G80'8¥L
194 Le0'6lLe
ot €929l
0S L/2'9¢2¢
Ly Lov'0SL
1S 66€°081
Ve 0L9'€0l
44 2€8'661
44 619871
S)BUO €
ation s Uty o0
uoAep
Jouuep

861°9¢
809'vE
169'6€
656'9€
8€9'0¥
§0S5'9¢
6.€°L€
0§6'9¢
8 Lvl'le
L 9G2'8¢

-

O~ = O OO O O o©
—

Juszold | Yoo
ul lejuy | | Jspun

L0V LLY
60.'96€
686'60S
creviy
(3414
vlcee
6.Y°LGE
€87°90€
L8 VLY
801°LG€E

jwesab

-su|

LG
12
6v
LG
[44
124
6€
95
514
yA4

juszoud
ut [Isjuy

e 9ee
026'26¢
celLve
£€¢5'88¢
¢08'¢9¢
¥90¢0¢
6,561
929'G¥¢
990'9¢¢
18.°G€¢

Jysw pun
3]BUON €

210z JaquiezaQ siq 800Z Unf UOA wneisz wi
S9SSIU}BYIDAS)IDQIY SIp Jone Yoeu uIdwyauageyla] pun usuuLIswyauyagieyida] pun uidylajid\ UsydSIMz 9SSIU}BYIDAS}DMIY d)opudag

oy €€Lv9¢C
VA ¢16°00C
194 080°00€
oY 18¢'9¢c
61 G2G'90€
14 888'90C
0S €L9°6vC
e veL 6yl
44 69¢°€8¢
[44 9/6°60C
wezowd | T
o QYoo |
uoAep

ol

ol

b

b

ol

L

Ju8Zold | 8YooA

690°LS
crees
e L9
0LY'vS
11568
8€8°¢CS
Yav'es
60L°¢y
8€0°8S
100°2LS

yoquy Iy Jnyusbesapung :9|1onD

o71'859
YeL'LYS
8G¥'20L
¥.2'69G
¥06'8¢9
06.°19¥
o9’ L6V
69" LEV
€.€°299
¥9.°20G

ur ieyuy | | Jejun | jwesab

-su|

JaquazaQg
unr 210¢
JaqueazaQg
une110¢
JaquiezaQ
unr 0102
JaquiezaQ
unr 600¢
JaquazaQg

lunf 800¢

siq
wneJlaz
-saiyelqieH

0l dlieqeL



Drucksache 18/673

—41 -

Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode

8ve
A3
8lE
6€
288
1821
Y9G
ovv'L
89Y°L
clel
09G6°¢
196°L
14
sol'e
8G¢e’L
1214

€6¢°LE

cl

Jspue|sny

88G°L 9€6°.
0€8'v 186
05901 896°01
100C 90'C
8vL'e 0€0'¥
9LLLL €ov'cl
8v6°L [45°x4
leeee 19/°6€
66%°SC 196°¢¢
9052 818'8
S0C'st G9/'81L
vee Ly 161°GS
1€9°¢ 266°€
v..°0C 618°€C
€816 LvS0L
Y86t 8EV'S
143000174 YA A 74
L 6
ayosinaqg
uaneld
uoAep

180°L 88¢'8L 69€'61 6cv’L
919 19¢€°91 €86'91 €L/
1€2C°L 188°LE yZL'ee GGes'L
[414 v6'9 Y61, 162
8€eC’L Sev ol €L9°LL (V4%x4
68¢°¢C SLL°LL ¥90°0C 9.6°¢
4% x4 9.8t 889°2 9/€°¢
A% 44 10819 €€2'G8 8.18°/¢C
€L2'LL ove9v €19'€9 378 74
4544 90L°LL 81G'L¢e ve¢L'S
LeLoL 62962 09.°6€ 169°€lL
866°9¢ ¥9C°0LL [ASTAVAN G96'v€
sclL G616 08y'LL 08L'¢C
L1201 818°0S Geo’L9 ceeel
19¢€°¢ 81261 G80°€C Scly
¢60°L 16€°LL 68v°¢ClL Ivs'L
€01L°90} Yyl '69Y JAZACVAS] 96V’ EVL
8 yA S 14
Japue|sny ayosinaQg
Jauuep Japue|sny
uoAep
Jayuniep

9/8'G¢
l6l'le
JAR K44
6168
€8G°¢l
166'8¢
289
[44WE]
6€8°L.L
clove
ve8' vy
88Y°LG1
c6eel
¢6GLL
106'8¢
18€'9L

8G1°6.9

€

ayosinaQg

uoAep

§0€°LC
0.6'l¢
[40h474
0v¢'6
€02'G)
JRARAS
00c¢0L
000°scl
08596
9€€°0€
G2¢G'8S
€61'¢6l
¢Ly'SL
v16'v8
9¢9°¢ce
L26'L)

¥99°¢C8

jwesabsu|

8|led @1equapionz Jyoiu [euoibes Jsjuniep

J19quy Jn4 Jnyuabesapung :8|18ND
uabuuny
}Jleyuy-uasyoes

uasyoes
uiswwodion-Binquayos
Binquapuelg

uieg

puepees

uiaheg
Biaquielunpn-uspeg
Zlejd-pueluidayy

uassaH
us|ejiSap-UIBYJpION
uswaig

uasyoeslapalN

BinqueH

ues|oH-bBimsa|yos

(, PUBIUISINeQ

pue|sepung

Z10Z 1oaquiazaq °L¢ Bejyosns wnz uispugsapung uap Ul ulswyaujiagieyla] pun uauudwyauyagieyla ue puejsag

L1 3ll9qeL



—42 - Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode

Drucksache 18/673

Hos)yagly wap yoeu Bunzuaibqy sjeuoibai @
sse|y Jop (usyenisyaquy UoA Bunsseuaq) abisuos) €8/ + (uslesisiiagqry uoa Bunssepadn) ajeisiyeq) zg, uaddniBsyeyosuim (,

8002 ZM 3B19MZSHeUOSHI J9p Uopey

snsneyssbunbijeyosag - Joqly Iy Injusbesapung Jop Yishels ¢

009} Lo’ 696'€ 9vs 289'9 0EY'S Svo'L 166'8 928’8 8LL'E 892'S Yeeve eov'L Sv9'8 jeision 4 €6S°L 2G1°S8 a9
661°LC 69¢°LC SLiey 9EY'6 2cee9l [0[0) X4 S¥8'L G29'601 clLies 18G°/¢ ovs'Ly 196291 Lol 065°6. €202 68911 A4 172 8AS | Joquezeq
109°) 860°} 8Ly (45} 1€€'S 9CL's €80°L 0606 gceol ¥81°¢€ 2e0's 0992 69¢€°L vZc'6 186°¢ [4s 1A 9€0°'68 a9
122°L€ jeisTa 74 145°k°14 gGv ol 86¢€'/LL v1.°8C 1116 968°LCL SEV' V6 gZyoe ¥€0°2S L€L6LL vevel G6E'98 44414 [32°%°)" €€C'C6L ans unp 2102
199'1 0511 S20Y SiS S0L°S 28y 011 €96 00270} €zLe 108' 6282 26Vl 6556 0€6°€ 181l 1226 ER)
L€9°0€ 1€8'¥C 08581 26e0l 160°LL €50'8¢ 8¥0°0} 6Sv'8LL 0£9°G6 clLoe Shv'es €99°LL1 clech olces 689'8¢ 88G°GL ovev8.L 7S | Jequiezeq
€L ferd-N% 297y 96v 295°S 28C'Y v.0°'L 0686 €eoch 28S°¢ 89S 989'8¢C vy L 6,96 8/8°'€ 962’1 9G2'S6 99
£08'L€ 296G SS9l 6L80L 181’8l €s8'8z  SE0'LL l2g'vZL  0ZE66  ¥86'LE  9E9'LS Leg'98L 91T ovzse 898z LLL9L ¥99'028 ars ooz
109} €eL’l 968°¢ (0744 06€'S €L0'Y 166 68€°6 e LL slee 00¥'S 098°L¢2 6vy'L 0418 cLLe Loc'L 98706 a9
1652 1,06'€C a4 GS0°0) 909'9L vsLe 9G1°0) 8cL'LLL 00%'68 150'8C SEEVS S8y LLL 0S9°LL ¥02'2CL 11282 Sigvl qlzers 8AS | Jequezeq
9¢6'L 9clL'L 1809 609 €899 0c6'e 8¢l €258 90€0L 26e'e 288'Y 08¢'8¢ eov'L 901'8 605 0S0°L 06806 a9
€62, el %4 SLLvy 66201 866Gl 889'9¢ €286 18/.°v0L ¥01°08 8Gl°/¢C 969°¢CS Sv0'29l olsol 8¥5°69 2cL'8e 088°¢l 1€9°902 ans unp 010z
962’1 A v98'9 165 9651 699° vv9 1oL’z vIE6 162 1S5y €e8’le slvl 009'Z 8lTe Sve'l vi6'18 ER)
78861 GS0'61 G68°GE 81.'8 c09¢ch [4 1274 661°L 18G°9. 08¥'99 199°0C a9L'ey 108°L¢2) 9806 192°GS ¥Z8've 8Ll 110°€SS 7S | Jequiazeq
192} G99'L 168y GGS 18¢°L ¥85°¢ 6¥9 9/€9 66€'8 20S¢C 9r'y 6€5°LC 6ZV'L 816, 9lL'e 8sLe’L 1999/ 99
16581 glL8l 966'le  02L'8 818l A A ] 120, 0692 0Z€6L Z8E0y  8GL'EZL G068 260'L5 9lgve  0ES'LL 665055 ars o so0z
90°L 9.9} ovv'e 1SS ovs'L 9ls'e €19 2.6°9 6.6'8 06¥'¢ 6E6'Y 15002 9161 6.0 Leee 18¢°L ovL'69 a9
0,02 ¥01L°02 059'9¢ SiZ6 120S7ChL 919'vC S91°'8 6.8°/8 29299 ¥66°CC 169'GY 968'vEL 6.7'6 L€1°09 059'9¢ [44:x4% 1/€°86G 8AS | Jequezeq
6.2} 8¢9t ¥8L°€ €09 SveL 98¢C'¢ 8G. a6V L [aZA% S00°€ 196’V 6¥58L el VA4 WA S0C'e €ee’l 1€€°0L a9
128'9C ¥85°¢C eov'ey 00,6 198°¢€lL 809'SC €ceol 110'90L 056°98 L6262 26Y'€S 765091 €i8ol 96689 Liv'ie 9G0'vL 90002 ans unp 8002
001 6.1 685°€ 228 Ll 00z’ szl v9g'L 8186 oLLe 125Y €269} ezl 9.6'9 LEe 0se') 995'99 ER)
L9V’ v Gev'oc 080°LY 9G6'8 Leecl cLLve 00c ol 16900} 886°08 0€5°9¢ 29¢e'8Y VL YY) vv.L'6 908°LS 6¥6°9¢ 12eel 218°099 7S | Jequiazeq
vveL €09} €cey 809 968 8.0°¢ 869 68¢L S00'6 8GC'¢ 0sey 9.5 /L 80¢€°L 1€99 908°¢C /8171 92/°99 a9
G6LVC 602°0C eVI'LY 8¥0'6 6.¥°CL 198°¢€C €eeol Ggzg'loL €er'es 912’9z 118'8% LE9°LYL 1816 19G°9G 20€'92 S¥8'ClL LLL¥S9 ans unp 1002
Ll 9l Sl 143 el cl 13 oL 6 8 L 9 S 14 € 4 l
Heuuy .:Hmﬁ> Bung fiaq Zleyd usjepsam uasyoes uIs)s|oH pue| .:Mﬂwﬁwn_ SIEUOW Sep 8pu3
-ussyES uasyoeg -6inq -uspuRig ujuag puepees uiafeg -WBHNA —puEtIeYY uassaH -uBIpION uawaig —18peIN BinqueH Bmsaiyog | -yosineg
-uapjosy ~uspeg
Z10z 1yelqieH "z siq 800z yelq|eH *| wneuniaz wi (z U19PUE|SSpung usp ul
0 Bunssepaqniawyauyagay 1ap ul (go) aibnyeyossag B1bniburiab pun (gag) biysiydsbuniaysisionjeizog
Zl dlil’qeL



Drucksache 18/673

—43—

Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode

yeqly Jny Jnjusbesapung :a|jont

LoLcL G./.°0S f4 4472 285y G091 €ov'y 860'8C S6e LS ove'sl 810°'8¢ ¥96°20L 298'S¢C 9/€vS €186, G99°6L1L [SizAa4 59228 JaquiezeQ
¥90°CL 82e'8Y L¥S'LL 889°Cy 160'81 986’ G.6'6C LEV'e9l €16'91 VAR R44 09l'62L 888'/¢C 71009 S8y’ v8 /8L7¢yL L8y 191806 unp [4%0r4
1157C) 8.0 6¥76'G.L Y091 880°LL 109'S 116’82 12€728) 209°'SL 262'8¢ 618°0€L LSEvT 29189 G0.°€8 60€VEL Sl6'e 969'1L/8 Jequiszeq 7404
L 9l Sl vl €l cl L ol 6 8 L 9 S 14 € 4 l
em ‘uyos} Jwes
Bunjjeisen -19A yoay|  snwisunoy ajniaq (auny|  stpewuopuj|  ~OPNEIRO ) Buny ajniaq ajniaq -0Bsu| sjeuop
anmyny|  Bunyaiziz|  ‘yeyyong LENIEYN -sbunyoem| usjesebpod| -Bneziyeq| ‘euyeiboes Buns (‘b -loquelan UE] SflUyosy)  neqejeN|  nequapeg apu3 wnz Beyyons
‘ueyeyos ‘n a1ya e610 ‘Jopuen _1aqn -syay -sues) 18gnE) ‘yeyos -sawlap| “poid “mab| -'nbBunyeis| ‘'n-albisulz| -Bnaziyed| ‘Bunyaquesaq| ‘yosuimiall
-UasSIM ‘seleizog|  -suswysu “psuaig ajnieq “-ieyoig|n -Bnaziyey yns1607 -UasSIM ;Ev_m:mui -Hoisyoy) -1ay|s) pun - ‘Bunb isiod
-se)s199)| ‘Nleypunse) -1e)un ‘wyney|| -sBunbiuiey “z)nyog| uon Jaayn4 BUEYIEY -IneN neg| sjnieg uqn( -jwsusqeq "BUOSN| -USUIYOSEN| -nazis|lejo N -puen
¥6-16 78-18 €L-LL €9-19 S €5 [4°] 1S 19al44 ¥€-1€| 8212 ‘€T-Le 62 92 14 <4 cl-LL

Z10Z Jaquiazaq siq 110z Jaquiezaq wneiyaz wi
yoyBie] Joyqnabsne yoeu Jawyauliagieyla] pun usauuLiswyauyagieyla ue puelsag

€l dleqel




Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstralte 83—-91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 10 05 34, 50445 Koln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de
ISSN 0722-8333



	Inhaltsverzeichnis
	A. Gegenstand
	B. Grundlagen
	C. Rechtliche Entwicklungen im Berichtszeitraum
	D. Überwachung der Arbeitnehmerüberlassung
	E. Entwicklung der Arbeitnehmerüberlassung
	F. Arbeitsmarktpolitische Bedeutung der Arbeitnehmerüberlassung




